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„Geld-Werkstatt“ in Berlin 


BERLIN. Die Zeitschrift „Compact“ um 
Jürgen Elsässer will am Samstag, den 22. 
Juni, im Berlin „Halong Hotel/Viethaus“ 
eine Konferenz durchführen. Unter dem 
Motto „Was kommt nach dem Euro?“ 
sollen „Experten“ die Währungspolitik 
der Zukunft diskutieren. Als Referenten 
angekündigt werden u.a. der Euro-Kriti- 
ker und „Junge Freiheit“-Autor Prof. 
Wilhelm Hankel, der Mitgründer der 
„Wissensmanufaktur“ Andreas Popp, der 
mittlerweile von seinem Amt als Bundes- 
vorsitzender der neoliberalen „Partei der 
Vernunft“ zurückgetretene Oliver Janich, 
der sich im Spektrum der Anhänger des 
Sozialdarwinisten Silvio Gesell bewe- 
gende Wolfgang Berger und der Experte 
des islamischen Handelsrechts und Für- 
sprecher einer zinsfreien Ökonomie, Ab- 
dullah Seymour aus Kuala Lumpur. Nur 
wenn „die Euro-Kritiker verschiedener 
Provenienz ihre Differenzen solidarisch 
diskutieren und sich auf gemeinsame 
Schritte gegen den Money-Trust aus Eu- 
ropäischer Zentralbank und Federal Re- 
serve einigen“, werde man aus „dem ge- 
genwärtigen Schlamassel herauskommen 
und überhaupt das Tor zu den unter- 
schiedlichen Alternativen aufstoßen kön- 
nen“, heißt es in einer Bewerbung für die 
Konferenz. hma 


Kritik an AfD-Unterstützung 


BERLIN. Nachdem die CDU-Politikerin 
Vera Lengsfeld in dem Blog „Die Achse 
des Guten‘ die „Alternative für Deutsch- 
land“ (AfD) „um der Fairness willen‘ ge- 
gen „unseriöse Anschuldigungen wegen 
angeblicher Rechtslastigkeit“ in Schutz 
genommen hatte, hagelte es Kritik aus 
den Reihen ihres CDU-Landesverban- 
des. Das anti-europäische Programm der 
AfD sei für die exportorientierte deut- 
sche Wirtschaft „lebensgefährlich“, so 
Karl-Georg Wellmann, Mitglied der 
CDU-Landesgruppe Berlin im Bundes- 
tag. Mittlerweile machte Lengsfeld einen 
Rückzieher. Ein Eintrag auf der Internet- 
seite der AfD, die Lengsfeld als Unter- 
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Kundgebung am 29.5.2013 in der Keupstraße/Köln 
aus Anlass des 20. Jahrestages des Brandanschlags in Solingen 


Prozessbeobachter, 
Bauchschmerzen und 
Entschuldigung 


Von Eberhard Reinecke, Nebenklageveritreter für Opfer 
in der Keupstraße / Köln zur ersten Woche des NSU-Prozesses 


Die erste „richtige” Woche in 

München ist zu Ende. Berichtet 

wird über die Aussage von Cars- 
ten S. und Holger G. u.a. im Stern. Bis- 
her allerdings bleibt der „Aussteiger” 
Carsten S. jeden Nachweis dafür schul- 
dig, dass er inhaltlich seine politische 
(nicht nur seine sexuelle) Vergangenheit 
aufgearbeitet hat. 

Dass er aus den Strukturen ausgestie- 
gen ist, ist da noch nicht einmal die halbe 
Miete. Die Befragung durch den Vorsit- 
zenden war bohrend und man gewann 
doch mehr und mehr den Eindruck, dass 
Carsten S. darauf nicht richtig vorbereitet 
war, vor allem auf die zentrale Frage, was 
er sich bei der Lieferung der Waffe mit 
Schalldämpfer gedacht hatte. Dass ein Ju- 
gendrichter nicht weiter nachfragt, wenn 
jemand gesteht, er habe Bauchschmerzen 
gehabt, als er seinem Kumpel das Mofa 
überlassen hat, obwohl dieser keine Füh- 
rerschein hat, mag sein; aber dass sich 
dieses Gericht sich nicht mit „Bauch- 
schmerzen” bei der Übergabe einer Waffe 
mit Schalldämpfer an untergetauchte 
Rechtsradikale zufrieden geben würde, 


war nicht wirklich erstaunlich. Mal sehen, 
was in der nächsten Woche, wenn S. Wei- 
ter aussagen will, dazu an Erklärungen 
kommt. 


Staatliche Prozessbeobachter? 


So misstrauisch und bohrend der Vorsit- 
zende in der Befragung war, so unver- 
ständlicher (oder auch naiv) sein ab- 
grundtiefes Vertrauen gegenüber anderen 
staatlichen Behörden. Am 4.6. war ein gut 
begründeter Antrag gegen Prozessbeob- 
achter von BKA, Verfassungsschutz und 
MAD gestellt worden.* Die Gefahr, dass 
Sicherheitsdienste in ihrem ureigenen In- 
teresse Zeugen instruieren, liegt nach all 
den „Ermittlungspannen” durchaus nahe. 
Doch nach Meinung des Gerichtes lägen 
keine „konkreten Anhaltspunkte” für Ma- 
nipulationsversuche vor. Ich bin mir 
ziemlich sicher, dass wir im Verlauf des 
Verfahrens auf Zeugen treffen werden, 
die bestens — und zwar nicht nur aus Pres- 
se und Fernsehen — über den Verlauf in- 
formiert sind. Es werden dann wahr- 
scheinlich die „bedauerlichen Einzelfäl- 
le” sein — natürlich ohne jedes System. 


:meldungen, aktionen 


stützerin der AfD benennt, wurde inzwi- 
schen wieder entfernt. Der Eintrag auf 
der AfD-Seite sei ohne ihr Wissen er- 
folgt, sagt Lengsfeld. AfD-Chef Bernd 
Lucke bestätigte jedoch gegenüber dem 
„Handelsblatt Online“, dass er am 3. Mai 
mit Lengsfeld ein Gespräch über eine 
mögliche Zusammenarbeit geführt hatte. 
Unterdessen wächst der Zuspruch für die 
AfD im rechten Spektrum. Nach einer 
Leserumfrage der „Preußischen Allge- 
meinen Zeitung/Das Ostpreußenblatt“, 
an der sich 2263 LeserInnen beteiligten, 
gaben 88,5 % der Befragten an, die AfD 
wählen zu wollen. Nur 11,5 % stimmten 
mit Nein. Auch unter den Lesern der ras- 
sistischen Internetseite „PI-News“ 
wächst die Zustimmung für die neue Par- 
tei, deren Vorstandsmitglied Alexander 
Gauland in der Juni-Ausgabe der Zeit- 
schrift „Compact“ interviewt wird. Zwar 
gibt es Kritik am „parteiintern verhäng- 
ten Islamkritik-Maulkorb‘“ der AfD, so 
„Agnostix‘“ am 05.Juni auf „PI-News“, 


aber vielleicht schaffe es die neue Partei 
ja, „die EU endlich auseinanderbrechen 
zu lassen“. hma I 


„KZ-Witz“ im Priesterseminar 


WÜRZBURG. Studenten aus dem Würz- 
burger Priesterseminar sollen bei ge- 
meinsamen Treffen Judenwitze erzählt, 
rechtsradikale Musik gespielt und an Na- 
zirituale angelehnte Zeremonien gefeiert 
haben. Seminarteilnehmer hatten den 
Leiter des Seminars, Herbert Baumann, 
im Mai darüber informiert und zwei an- 
gehende Priester beschuldigt. Dass zu- 
mindest einmal im kleinen Kreis ein 
„KZ-Witz“ erzählt wurde, sei offensicht- 
lich wahr, so Baumann. Darüber hinaus- 
gehende Vorwürfe könne er „nicht verifi- 
zieren“. Die Leitung des Seminars gab 
mittlerweile die Einsetzung einer exter- 
nen Untersuchungskommission bekannt, 
die sämtliche Vorwürfe im Detail prüfen 
soll. hma U 


Überlebende des NS-Ghet- 
tosystems müssen warten 


Die Bundesregierung hat keine Eile, da- 
für zu sorgen, dass die NS-Opfer endlich 
ihre volle Rentensumme erhalten. 

Vor zwei Wochen hatte Bundesjustiz- 
ministerin Sabine Leutheusser-Schnar- 
renberger in Israel noch versprochen, sich 
für eine rasche Lösung stark zu machen. 
Nun antwortet die Bundesregierung auf 
meine Frage, wie es mit der Umsetzung 
dieser Ankündigung aussieht: 

„Im Hinblick auf Rechtsänderungen ist 
stets zu bedenken, ob sie zu einer lang- 
fristigen Lösung tatsächlich beitragen ... 
Die Überlegungen hierzu sind noch nicht 
abgeschlossen.“ 

Wie bitte? Die hochbetagten Ghetto- 
Überlebenden brauchen eine KURZfristi- 
ge Lösung, damit sie von dem Geld auch 
noch etwas haben. Die Bundesregierung 
hatte jetzt schon mehrere Jahre Zeit, ihre 
Überlegungen zu einem Abschluss zu 
bringen. Aber sie hat ja alle Zeit der Welt. 
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Vorbereiteter Beitrag und 
Entschuldigung 


Eine ganz andere Variante bot dann Hol- 
ger G. Er las zur Sache eine Erklärung 
vor, war aber nicht bereit, dazu Fragen zu 
beantworten. Ein Verfahren, das nicht 
ohne prozessuales Risiko ist. Bei solchen 
Teileinlassungen kann das Gericht durch- 
aus die Tatsache bewerten, dass der An- 
geklagte seine Version nicht hinterfragen 
lässt. Dabei liegen die Fragen auf der 
Hand: Von dem Bombenbauen des Trios 
hatte er 1998 nach dem Untertauchen er- 
fahren: 

„Und ich kann Ihnen sagen dass ich re- 
gelrecht schockiert war. Denn den Besitz 
von Sprengstoff hätte ich denen nicht zu- 
getraut.” 

Trotz dieses Schocks hat er dann das 
Trio aber unterstützt, mit Geld, Auswei- 
sen und einer Waffe: 

„Am Bahnhof hat mich Beate abgeholt. 
... Einer von Ihnen hat dann die Pistole 
herausgeholt und sie vor meinen Augen 
durchgeladen. ... Ich habe gesagt: ‚Was 
soll der Scheiss?!“ Ich habe Ihnen auch 
klar gemacht, dass ich mit Waffen nix zu 
tun haben will.“ 

Warum aber nun übergibt G. auch noch 
eine Waffe an Leute, von deren Spreng- 
stoffbesitz er doch angeblich so scho- 
ckiert war? Unter drei Aspekten ist die 
Aussage von Holger G. aber trotzdem 
wichtig. Bei ihm kam das „Trio“ immer 
nur geschlossen vor; er differenzierte be- 
wusst nicht und ließ keinen Zweifel da- 
ran, dass nach seinen Beobachtungen 
Beate Zschäpe nicht ein Mitglied mit ge- 
ringeren Kenntnissen als die anderen bei- 
den war. Der zweite Aspekt: Die Täter — 
insbesondere im Umfeld des Trios — kön- 
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nen erneut von der Unfähig(Unwillig)keit 
der Ermittlungsbehörden profitieren: 

„Man darf schließlich nicht vergessen, 
dass bis zum Tod der beiden Uwes kein 
Mensch in Deutschland das Bestehen ei- 
ner vermeintlichen Terrorzelle erahnte. 
Das gilt auch für mich.“ (So G. Am Ende 
seiner verlesenen Erklärung, der auch die 
übrigen Zitate entnommen sind.) 

Ich musste nicht schlauer sein als alle 
Sicherheitsbehörden mit Ihren V-Leuten 
und sonstigen Spitzeln. Wenn die nicht 
wussten, dass es ein Mordtrio war, konn- 
te ich das auch nicht wissen. Der dritte 
Aspekt: An den Aussagen von S und G 
wird aber auch deutlich, dass mit der 
Feststellung der Wahrheit (im Sinne eines 
tatsächlich stattgefundenen historischen 
Prozesses) nicht gerechnet werden kann. 
Zu sehr sind die Angaben vom primären 
Ziel der Eigensicherung getragen. Aller- 
dings: Im Strafverfahren ist der Nachweis 
der Verwirklichung der gesetzlichen Tat- 
bestände ausreichend. Das muss sich 
nicht mit allen Einzelheiten des histori- 
schen Sachverhaltes decken. 

Hohl klingt auf dem Hintergrund seiner 
Aussage die förmliche Entschuldigung 
Gs bei den Opfern. Den Opfern wäre mit 
Sicherheit mit einer wirklich ehrlichen 
und umfassenden Aussage, die sich auch 
hinterfragen lässt, mehr gedient. Viel- 
leicht wollte das auch Herr Yosgat sagen, 
der sich nach der Aussage zu Wort melde- 
te, aber vom Vorsitzenden auf einen spä- 
teren Zeitpunkt vertröstet wurde. Das war 
nicht sehr feinfühlig. Zwischen den Zei- 
len seiner Äußerung lies G. erkennen, 
dass er sich nun selbst als Opfer fühlt. 
Einmal verlor er seinen Arbeitsplatz als er 
Ende 2011 verhaftet wurde und den neu- 


en Arbeitsplatz, den er nach der Entlas- 
sung aus der U-Haft antrat, hat er jetzt 
wegen des Prozesses verloren. 

Eberhard Reinecke 


*Die Nebenklage der Familie Yozgat be- 
antragte festzustellen, ob Prozessbeob- 
achter des BKA, der LKA’s oder der Ver- 
fassungsschutzämter vor Ort seien und, 
wenn ja, diese von der Verhandlung aus- 
zuschließen wären. Es sei zu befürchten, 
dass Aussagen potentieller Zeugen durch 
die mögliche Weitergabe des Prozessin- 
halts durch die behördlichen Prozessbe- 
obachter beeinflusst werden könnten. ... 
Im Vorfeld hatten sowohl das BKA als 
auch das Bundesamt für Verfassungs- 
schutz beim Senat angefragt, ob sie offi- 
ziell Beobachter entsenden könnten und 
ob gewährleistet werden könnte, dass 
diese auch im Zuschauerraum Platz neh- 
men könnten. 

Rechtsanwalt Stolle erklärt dazu: 

„Für eine solche Prozessbeobachtung 
gäbe es keine tragfähigen Gründe. Es ist 
zwar richtig, dass die Ermittlungen sei- 
tens der BAW und des BKA in Sachen 
NSU nicht abgeschlossen sind. Sollten 
sich allerdings aus der Hauptverhandlung 
neue Ermittlungsansätze ergeben, kann 
das BKA durch die Bundesanwaltschaft 
informiert und entsprechend beauftragt 
werden. Eine Prozessbeobachtung durch 
den Verfassungsschutz sogar ist weder 
notwendig noch angezeigt.“ 

Zumindest am heutigen Verhandlungs- 
tag haben sich keine konkreten Anhalts- 
punkte dafür ergeben, dass eine solche 
Beobachtung stattfindet. 

Der Senat lehnte den Antrag ab. 


„Bislang war die NSU-Nazi-Mordserie 


einmalig” 


Der Untersuchungsausschuss des Bundestages, der die NSU-Mordserie aufklären soll, hat die Beweisaufnahme been- 
det. LINKE-Obfrau Petra Pau erläutert, warum es jetzt um weit mehr geht als die Erarbeitung eines Abschlussberichtes. 


Der Ausschuss des Bundestages zur 
NSU-Nazi-Mordserie hat seine Unter- 
suchungen abgeschlossen. Was nun? 
Petra Pau: Der Untersuchungsausschuss 
hat noch einen Abschlussbericht zu erar- 
beiten. Darüber soll am 3. September 
2013, also noch vor der Wahl eines neu- 
en Bundestages, im Plenum diskutiert 
werden. 


Der Ausschuss hat den Sicherheitsbe- 
hörden Totalversagen attestiert. Was 
ist von dem Bericht noch zu erwarten? 
Er wird über tausend Seiten mit vier Tei- 
len haben. Ein Feststellungskapitel, in 
dem beschrieben wird, was wir unter- 
sucht haben. Ein Bewertungskapitel, das 
parteiübergreifend sehr kritisch ausfallen 
wird. Ein Empfehlungskapitel, was poli- 
tisch, rechtlich und praktisch verändert 
werden sollte. Und ein Ergänzungskapi- 
tel, in dem jede Fraktion darstellt, was sie 
über den Ausschusskonsens hinaus an- 
ders einschätzt und vorschlägt. 


So viel betonte und gelobte Gemein- 
samkeit von CDU bis LINKE klingt ir- 
gendwie seltsam? 

Es gab ein anderes Agieren, als in bishe- 
rigen Untersuchungsausschüssen. Nor- 
malerweise gelten Untersuchungsaus- 
schüsse als die Hauptwaffe der Oppositi- 
on gegen die Koalition. Entsprechend 
scharf und unsachlich wird dann gegen- 
einander agiert, nach dem Motto: Haust 
du meinen CDU-Minister, schlage ich 
deinen SPD-Minister und so weiter. 


Das fand diesmal nicht statt, wieso? 
Dafür gibt es verschiedene Gründe. Sie 
liegen auch in den Persönlichkeiten der 
Ausschussmitglieder. Aber es gibt einen 
weitergehenden. 


Nämlich welcher? 

Wir hatten es mit einer bislang einzigarti- 
gen rechtsterroristischen Mord-, An- 
schlags- und Raubserie zu tun, bei der 
der Rechtsstaat komplett versagt hat. Die 
Taten waren rassistisch motiviert. Die Er- 
mittlungen trugen ebenfalls rassistische 
Züge. Die Politik, aber auch alle Sicher- 
heitsbehörden haben sich selbst diskredi- 
tiert. 


Sagen die Betroffenen... 

...zu Recht. Und nicht nur sie. Ein rassis- 
tisches Motiv der Serie und Neonazis als 
Täter wurden von Staats wegen nahezu 
komplett ausgeschlossen. Die Angehöri- 
gen der Opfer wurden jahrelang als mut- 
maßliche Täter verdächtigt und verfolgt. 


Schlimmer und 
auch ehrverletzen- 
der kann man 
nicht daneben lie- 
gen. 


Aber das kennt 
man doch als er- 
fahrene Linke, 
oder? 

Die weitergehende 
Frage ist, wie man 
prinzipiell zum 
Rechtsstaat steht. 
Er ist historisch 
eine positive Ant- 
wort auf Selbstjus- 
tiz und Rechtlosig- 
keit. Deshalb muss 
man ihn verteidi- 
gen und verbes- 
sern. 


Was hat das mit dem Untersuchungs- 
ausschuss zu tun? 

Der Rechtsstaat hat die NSU-Opfer nicht 
geschützt und den Angehörigen bislang 
nicht zum Recht verholfen. Wenn die Be- 
troffenen überhaupt noch Hoffnungen 
hegen, dann in den Untersuchungsaus- 
schuss. 


Und das war Ihre Klammer? 

Ja, beides: Wir haben uns von Anfang an 
die Opferperspektive zueigen gemacht, 
und wir waren uns ebenso einig: Der 
Rechtsstaat gilt für alle oder für nieman- 
den. Dieses Band zwischen den Obleuten 
von der CDU/CSU bis zur LINKEN hielt 
bislang und es wird im Ausschuss auch 
halten. 


Oh je, eine LINKE im Bunde mit der 
CDU/CSU? 

Diesen rein ideologischen Vorwurf dürf- 
te es umgekehrt bei Teilen der CDU/CSU 
auch geben. Ich hoffe nur, er schlägt bei 
der abschließenden Plenardebatte nicht 
durch — bei keiner Fraktion. 


Bei welchen Fragen scheiden sich die 
Geister? 

Ich nehme mal die größte Differenz. Von 
der CSU bis hinein in die Grünen glaubt 
man, der zentrale Versager beim NSU- 
Desaster, nämlich der Verfassungsschutz, 
lasse sich reformieren und besser kon- 
trollieren. DIE LINKE bleibt dabei: Die 
unsägliche V-Leute-Kumpanei des Staa- 
tes mit Nazis ist sofort zu beenden und 
die Ämter für Verfassungsschutz sind als 
Geheimdienste aufzulösen. 


Die Innenminister wollen sich gerade 
auf neue Regeln zur die Führung von 
V-Leuten einigen. 

Auch das ist Augenwischerei. Will ein 
Geheimdienst harte Informationen aus 
der Naziszene erhalten, dann muss er mit 
Hardcorenazis kooperieren — kurzum: 
mit Verbrechern. So, wie der Branden- 
burger Verfassungsschutz es mit „Piatto“ 
tat, einem wegen versuchten Mordes ver- 
urteilten Neonazi. Und dann kommt Pro- 
blem zwei. Selbst wenn der Verfassungs- 
schutz dadurch Hinweise bekam, dann 
behielt er sie für sich, um seine geheime 
„Quelle“ nicht zu offenbaren. Genutzt 
hat dies alles letztlich nur der Naziszene, 
einschließlich NSU-Bande, die man vor- 
geblich bekämpfen wollte. 


Worin gibt es im Ausschuss Überein- 
stimmungen? 

Zwischen SPD, LINKEN und Grünen 
wohl in der Frage, dass gesellschaftliches 
Engagement gegen Rechtsextremismus 
nicht länger von Staats wegen kriminali- 
siert werden darf, sondern endlich ver- 
lässlich gefördert werden muss. Ob die 
Union und die FDP ebenfalls entspre- 
chenden Empfehlungen folgen, wird sich 
zeigen. 


Vor nunmehr eineinhalb Jahren, am 4. 
November 2011, war die Nazi-Bande 
aufgeflogen. Danach wurde das ganze 
NSU-Desaster offenbar. Was hat sich 
seither verändert? 

Tatsächlich so gut wie nichts. Alle Akti- 
vitäten des Bundesinnenministers erwei- 
sen sich bei genauem Hinsehen als brot- 
loser Aktivismus. Und die für Prävention 
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zuständige Familienministerin schweigt 
beredt. 


Bei den Untersuchungen ging es vor 
allem um Tatorte, um Ermittlungen, 
um die so genannte Sicherheitsarchi- 
tektur. Von Prävention gegen Rechts- 
extremismus und Rassismus war 
kaum die Rede. 

Die Expertenanhörung am Ende unserer 
Untersuchungen hat mich bestätigt. Es 
fehlt an einer fundierten wissenschaftli- 
chen Analyse zum gesellschaftlichen 


Problem Rassismus, ebenso zum Rechts- 
extremismus. Und es mangelt an einer 
politischen Koordinierung von allem nö- 
tigen Engagement und aller Initiativen 
dagegen. 


Das alles klingt nun wieder mehr nach 
Anfang, als nach Abschluss? 

Richtig. Der Untersuchungsausschuss 
wird Vorschläge unterbreiten, sachliche 
und dringende, wie wir finden. Es liegt 
an den politisch und fachlich Verantwort- 
lichen, sie umzusetzen. Und über allem 


NSU: Zeugin erkannte 
Rechtsterroristen wieder 


Die bayerischen Ermittler haben einen 
möglicherweise entscheidenden Hin- 
weis einer Zeugin nicht ausreichend 
verfolgt. Das wurde im NSU-Untersu- 
chungsausschuss des bayerischen 
Landtags deutlich. Eine Frau hatte in 
Nürnberg kurz vor einem der Morde 
zwei Männer beobachtet - und diese 
später auf einem Video vom Anschlag 
in Köln wieder erkannt. 

Genau erinnert sich Maria Wagner (Name 
geändert) noch heute an den 9. Juni 2005. 
Bereits nachdem sie morgens gegen 
08.45 Uhr das Haus verlassen hat, sind ihr 
in einer Nebenstraße zwei Männer mit 
Fahrrädern aufgefallen, die ihren Beob- 
achtungen nach einen Stadtplan studiert 
haben. Wenig später, als Wagner etwa um 
09.10 Uhr wieder auf dem Rückweg war 
und an dem Döner-Imbiss von Ismail Ya- 
sar vorbeigefahren ist, habe sie die beiden 
Personen erneut gesehen. Diesmal beob- 
achtet die Frau, wie einer der beiden dem 
Anderen einen Gegenstand in den Ruck- 
sack gesteckt hat, der mit einer Plastiktü- 
te umhüllt gewesen sein soll. 

Als sie im Laufe des Mittags von ihrem 
Sohn von der Ermordung von Ismail Ya- 
sar erfahren hat, wandte sich Maria Wag- 
ner sofort an die noch vor Ort ermittelnde 
Polizei und schilderte einem Streifenbe- 
amten ihre Beobachtungen. Direkt am 
selben Tag erhielt sie deshalb einen Anruf 
von der Polizei und wurde für den 10. 
Juni zu einer Zeugenvernehmung bestellt. 
Dort schilderte sie den Beamten ihre Be- 
obachtungen und gab eine sehr detaillier- 
te Beschreibung der beiden Fahrradfahrer 
ab. Mitte des selben Monats wurde ein 
Phantombild angefertigt. 

Fast ein ganzes Jahr später, am 23. Mai 
2006, wurden Maria Wagner dann Video- 
aufnahmen aus der Kölner Keupstraße 
vorgeführt, in der die beiden Neonazis 
Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt kurz 
vor der Detonation der Nagelbombe 
ebenfalls mit Fahrrädern aufgenommen 
wurden. „Ich habe sofort gesagt: Das ist 
einer der Männer, die ich in Nürnberg ge- 
sehen habe“, erinnert sich Wagner heute 
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vor dem Untersuchungsausschuss. Die 
Polizei hingegen schreibt in ihrem Proto- 
koll, Frau Wagner sei sich „ziemlich si- 
cher“ gewesen und habe von „identisch“ 
gesprochen. An dieser Version hielt der 
Kriminalhauptkommissar Hans-Karl 
Ruppe, der die Vernehmung damals 
durchgeführt hat, zunächst auch vor dem 
Ausschuss fest. 

Geradezu dreist beharrte er auf seiner 
„Erinnerung“ und behauptete, das ange- 
fertigte Protokoll würde exakt die Aussa- 
gen Wagners gegenüber der Polizei wie- 
dergeben. Erst auf mehrmaliges Nachfra- 
gen des Ausschussvorsitzenden Franz 
Schindler (SPD) hin räumte der Krimi- 
nalhauptkommissar ein, dass die heute 
46-jährige Zeugin die beiden Neonazis in 
dem Video nicht nur „ziemlich sicher“, 
sondern mit hoher Sicherheit erkannt 
habe. Warum die Version im Protokoll der 
Polizei abgeschwächt wurde, könne er 
sich nicht mehr erklären. 


„Freundlicher Mann” 


Deutlich weniger Bedenken hatte die Po- 
lizei allerdings bei Nachfragen bezüglich 
möglicher Verbindungen in Richtung der 
Organisierten Kriminalität. Frau Wagner 
konnte sich jedoch unmöglich vorstellen, 
dass der Ermordete etwas mit Geldwä- 
schern, Waffenschiebern oder gar der 
Mafia zu tun gehabt hat. Yasar sei ihr 
vielmehr als „freundlicher Mann“ in Er- 
innerung geblieben, der stets „nett‘“ zu ih- 
ren Kindern gewesen ist. Die Beamten 
begnügten sich damit aber nicht. Drei- 
bis vierfach hackten sie bei der Zeugin 
nach, erzählte diese am Mittwoch. So 
wollten die Polizisten von ihr immer wie- 
der wissen, ob sie sich diesbezüglich 
auch sicher sei. 

Die tatsächlich relevante Information 
der Zeugin, nämlich die Beschreibung der 
beiden Täter und die hergestellte Verbin- 
dung zum Nagelbombenanschlag in 
Köln, wurde hingegen von den Ermittlern 
kaum beachtet. Ruppe habe das Protokoll 
der Vernehmung an den Ermittlungsfüh- 
rer weitergegeben, der daraufhin eine Be- 


schwebt die Drohung: Bislang war die 
NSU-Nazi-Mordserie einmalig... 


Danke auch für diese Einschätzungen. 
Ich danke. Wir Abgeordneten waren ja 
gelegentlich im Fernsehen zu sehen, qua- 
si als Gesicht des Ausschusses, unsere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hinge- 
gen nicht. Sie haben unglaublich enga- 
giert im Hintergrund gearbeitet und das 
als Tag und Nacht verlässliches Team. 
Interview: Rainer Brandt 
linksfraktion.de, 19. Mai 2013 


wertung vorgenommen hat und es eben- 
falls weiterleitete. Im genauen Verlauf 
muss diese Spur aber untergegangen sein, 
explizit weiterverfolgt wurde sie jeden- 
falls nicht. Aus heutiger Sicht wäre dies 
aber vermutlich „interessant“ gewesen, 
führte Karl-Heinz Ruppe vor dem NSU- 
Untersuchungsausschuss im Landtag aus. 
Er selbst hielt die Spur damals für einen 
„Ireffer“. 


Unerklärliche Diskrepanzen 


Ähnliche „Diskrepanzen“ zwischen dem 
Protokoll der Polizei und der Aussage 
von Maria Wagner gab es auch bei einer 
Vorlage der aus den Kölner Videos he- 
rausgearbeiteten Bildern. Während Wag- 
ner auch hier die Täter wieder erkannt 
haben will, steht in der Niederschrift der 
Polizei, dass sie „nicht sicher sagen“ 
könne, ob es sich denn um die gleichen 
Personen handelt. Der verantwortliche 
Beamte, Peter Merkel vom Polizeipräsi- 
dium Mittelfranken, sagte vor dem Un- 
tersuchungsausschuss: „Wenn ich es so 
aufgeschrieben habe, hat sie es so ge- 
sagt!“ Wieso er die Differenzen zu den 
früheren Aussagen, in denen Frau Wag- 
ner die Täter sofort identifizieren konnte, 
nicht thematisiert hat, „weiß ich heute 
nicht mehr“, so Merkel. Normalerweise 
sei es allerdings üblich, auf Widersprü- 
che aufmerksam zu machen. 

Anders als sein Kollege Ruppe be- 
zeichnete er die Spur nicht als „Treffer“. 
Wie alle Spuren sei sie mit in den „Topf“ 
eingeflossen, sagte er und revidierte die 
Aussage wenig später doch: „Ich möchte 
nicht sagen, dass es eine Spur wie jede 
andere war. Der Hinweis war da und ist 
schon höher bewertet worden, denke 
ich!“ Wer bei der BAO die Spur dann in 
ihrer Priorität herabgestuft habe, könne er 
den Parlamentariern nicht schildern: „Ich 
weiß es nicht mehr!“ 
http://www.publikative.org/2013/06/05/n 

su-zeugin-erkannte-rechtsterroristen- 
auf-video-wieder/ 

Von Johannes Hartl, Endstation Rechts 

Bayern 


Die Neue Rechte in Europa 


Zwischen Neoliberalismus und R assismus 


Der vorliegende Band nimmt eine Be- 
standsaufnahme der Entwicklung der 
neuen Rechten, unter denen die Heraus- 
geberInnen vornehmlich rechtspopulisti- 
sche Parteien verstehen, in Europa vor. 
Die AutorInnen untersuchen hierbei nicht 
nur die Ideologie sowie den organisatori- 
schen Stand der neuen Rechten, sondern 
auch die sozioökonomischen Rahmenbe- 
dingungen, welche ihren Erfolg oder 
Misserfolg bestimmen. Es gelingt ihnen 
hierbei, ein verständliches und fundiertes 
Bild rechtspopulistischer und rassisti- 
scher Phänomene zu zeichnen. 

Die Analyse der AutorInnen beginnt 
bei aktuellen sozioökonomischen Grund- 
lagen, die die Handlungsoptionen der 
Menschen strukturieren. Ein Kernbegriff, 
auf den sie sich wiederholt beziehen, ist 
der des Neoliberalismus. Als Neolibera- 
lismus bezeichnen sie die „Ideologie der 
Marktliberalisierung und Entstaatli- 
chung“, welche mit einem massiven Ab- 
bau der Sozialsysteme, der Schwächung 
der ArbeitnehmerInnenrechte, sowie ei- 
ner Kultur der Flexibilisierung und Mobi- 
lisierung des Einzelnen einhergehe. Dies 
führe zu zunehmender Entsolidarisierung 
und stärkerem Konkurrenzdruck. In der 
Krise seien Menschen aufgrund dieser 
Zwänge eher bereit zur Ausgrenzung und 
dem Angriff auf als nicht zugehörig emp- 
fundene Menschen und eher anfällig für 
autoritäre Krisenlösungen. Werner Sepp- 
man schreibt hierzu in seinem Beitrag 
„Dynamik der Entzivilisierung‘“ „Das so- 
zial bedrängte Subjekt gewinnt durch die 
Identifikation mit einem weltanschauli- 
chen „Interpretationsrahmen“ einen so- 
zialen Schutzraum; es kompensiert seine 
Isolation durch die Übereinstimmung mit 
„übergeordneten“ Identifikationsmustern 
(„Nation“, „Mehrheitskultur“), die ein 
Gefühl von Einbindung und Zugehörig- 
keit vermitteln.“ Seppmann führt die Zu- 
nahme von Gewaltphänomenen, insbe- 
sondere rassistischer Gewalt, auf eine ge- 
sellschaftliche Verrohung zurück, die aus 
dem verstärkten Druck zu konkurrieren 
entstehe. Rechtes Gedankengut sei auch 
als der Griff zu einfachen Erklärungsmus- 
tern zu verstehen, die den Umgang mit ei- 
ner unverstandenen, aber zunehmend be- 
drohlichen Welt scheinbar vereinfachen. 

Andere AutorInnen zeigen auf, wie die 
(neuen) Rechten in einem Zeitalter, in 
dem keine etablierten demokratischen 
Parteien mehr soziale Sicherheit verteidi- 
gen, in die Bresche springen. 

Im zweiten Teil werden konkrete Er- 
scheinungsformen des aktuellen Rechts- 
populismus beschrieben. Die Analyse er- 
folgt hierbei auf europäischer Ebene. Zu- 
nächst untersucht Sven Schönfelder The- 
men, Ideologien und Strategien des euro- 


Die neuen Rechten 
HEaNgdıır) 


Zwischen Neoliberalismus 
und Rassismus 


PapyRossa 


päischen Rechtspopulismus und kommt 
zu dem Schluss, dass es sich um ein Kon- 
glomerat aus Strategien und Themen ex- 
trem rechter Akteure handelt. Er weist je- 
doch explizit daraufhin, das die „gesell- 
schaftliche Mitte“ ebenso in den Blick ge- 
nommen werden muss, da hier rechte 
Deutungsmuster teilweise große Zustim- 
mung genießen und die rechtspopulisti- 
schen Akteur_innen versuchen, an diese 
anzuknüpfen. Gerd Wiegel folgt in sei- 
nem nächsten Beitrag mit einem Über- 
blick über die rechten Kräfte in Europa 
und diskutiert die Frage eines europäi- 
schen Rechtsrucks. Karin Priester gibt ei- 
nen Überblick über Programmatik und 
Elemente des Berlusconismus, Arjan 
Vliegenthart und Hans van Heijningen 
schaffen einen Leitfaden, um das Phäno- 
men des niederländischen Politikers Ge- 
ert Wilders zu verstehen. Alexander 
Häusler entwirft ein Bild der antimuslimi- 
schen Agitationsstrategien der neuen 
Rechten sowie dem Wandel, den der eu- 
ropäische Rechtspopulismus im Gegen- 
satz zur klassischen radikalen Rechten 
durchgemacht hat. 

Schließlich gehen Alban Werner und 
Richard Gebhardt der Frage nach, warum 
es in Deutschland noch keine erfolgreiche 
rechtspopulistische Partei gibt. Als Grün- 
de nennt er hier unter anderem das Fehlen 
einer charismatischen Führungsperson, 
die organisatorische Unfähigkeit der 
Rechten, vorhandene Potentiale abzu- 
schöpfen, aber auch die Tatsache, dass 
sich weit verbreitete rechte Einstellungen 
nicht direkt in Wählerstimmen für rechte 
Parteien umsetzen. Auch die Tatsache der 
Stigmatisierung von Nazis macht es rech- 
ten Parteien schwer, die vorhandenen 
Möglichkeiten für sich zu nutzen. 


Der dritte Teil des Buches beschäftigt 
sich mit den ideologischen Dimensionen 
des Rechtspopulismus. Fabian Virchow 
arbeitet hier den Zusammenhang zwi- 
schen dem Alltagsrassismus, welcher in 
den Massenmedien reproduziert wird, 
und dem Rechtspopulismus heraus. Hier- 
bei konzentriert er sich auf den Boule- 
vardjournalismus und exemplarisch auf 
die „Bild“. Die „Bild“-Zeitung, so die 
These, habe durch ihr häufiges Reprodu- 
zieren von rassistischen und sozialchauvi- 
nistischen Thesen sowie die explizite Be- 
werbung des Buches „Deutschland 
schafft sich ab“ eine Grundlage für rassis- 
tische Diskurse in der BRD geschaffen. 
Ein Zugang zu Massenmedien sei für ei- 
nen Rechtspopulismus essentiell, diesen 
hätten sie sich allerdings noch nicht ver- 
schaffen können, schreibt Virchow. 

Das Buch schließt mit dem Versuch, ei- 
nige Lösungsansätze zu skizzieren. Tho- 
mas Wagner warnt hierbei vor einem un- 
reflektierten Umgang mit direktdemokra- 
tischen Modellen. Diese geraten zuneh- 
mend auch in den Fokus von rechtspopu- 
listischen Parteien und Gruppierungen, 
die mit ihnen versuchen, das demokrati- 
sche System auf demokratische Weise ab- 
zuschaffen. Beispielhaft sei der Versuch 
der Rechten, durch Stärkung des Bundes- 
präsidenten mit mehr Befugnissen und 
Autoritäten das Parlament zu schwächen. 
Ziel sei die Schaffung einer Führungsper- 
son, die zwar demokratisch gewählt wird, 
aber im Krisenfall mit weit reichenden 
Befugnissen autoritär agiert. 

Insgesamt vermitteln alle Beiträge fun- 
dierte Inhalte in verständlicher Form. Zur 
Auseinandersetzung mit dem Phänomen 
der neuen Rechten in Europa stellt das 
Buch ein empfehlenswertes Mittel dar. 
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Aktionstag gegen die DS abgesagt 


Aktionstag der VVN-BdA 
e.V. gegen die „Deutsche 
Stimme” abgesagt 
wegen Hochwasser und 
Katastrophenalarm in 


Sachsen 
Riesa ist mit der NPD und dem Sitz 
des „Deutschen Stimme Verlags“ 
schon genug gestraft und bekommt 
nun weitere braune Brühe in Form von 
Hochwasser ab. Am heutigen Montag ist 
auch in Riesa Katastrophenalarm wegen 
des Hochwassers ausgelöst worden. 

Die VVN-BdA möchte möglichst vie- 
len Menschen aus Riesa und ganz Sach- 
sen die Gelegenheit geben, sich auf unse- 
rem Aktionstag gegen die NPD zu stellen. 
Das sehen wir im Moment als sehr 


schwierig an. 

Damit die vielen Menschen im Land- 
kreis Meißen sowie in ganz Sachsen die 
Möglichkeit haben, diese braune Brü- 
heerst einmal aus ihren Kellern, Wohnun- 
gen und Häusern zu bekommen, wurde 
der für den 8. Juni geplante Aktionstag 
gegen die Deutsche Stimme auf den Spät- 
sommer verschoben. 


Aufgeschoben ist nicht Auf- 
gehoben 


Die Organisator_innen teilen mit, dass 
sich die NPD aber auch das Landratsamt 
Meißen zu früh freuen, wenn sie denken, 
unser Anliegen habe sich damit in Luft 
aufgelöst. „“Wir werden im Spätsommer 
in Riesa auf die Straßen gehen, unser An- 
liegen vor das Gebäude der NPD-Partei- 
zeitung bringen und die Hütte dicht ma- 


Keinen CSD mit Pro Köln! 


Was klingt, wie ein sehr schlechter Witz, 
ist bitterer Ernst: Pro Köln möchte dieses 
Jahr mit einem eigenen Wagen beim 
CSD teilnehmen. Ihr Motto soll lauten: 
„Proud to be Kölsch“. Dass gerade der 
Kölner CSD eine internationale Veran- 
staltung ist, scheint ihnen bei der Wahl 
dieses Mottos, das auch sonst keinerlei 
Bezug zur CSD-Thematik aufweist, ent- 
gangen zu sein. Mit an den Haaren her- 
beigezogenen Pseudo-Argumenten ver- 
suchen die RassistInnen sich als Teil der 
Lesben- und Schwulenbewegung zu prä- 
sentieren, indem sie Homophobie aus- 
schließlich bei den von ihnen so verhass- 
ten MigrantInnen verorten. 

Das hatte noch vor einiger Zeit ganz 
anders geklungen: Nicht nur hatte Pro 


Mann und Frau gleichgestellt werden, 
und diese Sichtweise, die aufgrund der 
biologischen Gegebenheiten überhaupt 
nicht verständlich gemacht werden kann, 
soll auch in den Schulen den Heranwach- 
senden so vermittelt werden.“ (zuletzt ab- 
gerufen am 3.6.2013). Als 2010 die Köl- 
ner CDU erstmals am CSD teilnahm, ätz- 
ten die Rechten: „Damit ist die Kölner 
Parteienlandschaft wieder einen Schritt 
weiter zu einem Parteien-Einheitsbrei ge- 
worden. Wir Christen pro Köln erwähnen 
nicht ohne Stolz, daß mit der Bürgerbe- 
wegung pro Köln die Bürger bei den 
Wahlen in dieser Stadt wenigstens noch 
eine Alternative zu dem Parteien-Einerlei 
haben, der sie ihre Stimme geben kön- 
nen.“ (zuletzt abgerufen am 3.6.2013). In- 
sofern müsste Pro Köln sich also nun 


Köln in der Vergangenheit immer wieder 
gegen die finanzielle Förderung von Les- 
ben- und Schwulenorganisationen ge- 
stimmt. So schrieb der Arbeitskreis Chris- 
ten bei Pro Köln im Januar 2011 auf sei- 
ner Internetseite über den Dachverband 
LSVD: „Es geht inzwischen nicht mehr 
gegen Diskriminierung von Homosexuel- 
len, denn eine solche findet längst nicht 
mehr statt, sondern homosexuelle Bezie- 
hungen sollen der Sexualität zwischen 


selbst im Parteien-Einheitsbrei willkom- 
men heißen. 


Nicht willkommen sollten sie unterdes 


auf dem CSD sein, wenn sie dort denn 
überhaupt mitlaufen. Noch prüft der 
KLuST juristische Möglichkeiten, die 
Rechten draußen zu halten. Der linken 
Gruppe queergestellt reicht das nicht. In 
einer Stellungnahme wirft sie dem 
KLusST vor, sich nicht entschieden genug 


Fortsetzung von Seite 2 


Eines ist klar: Eine „langfristige Lösung“ 
des Problems wird es nicht geben. Wer 
hier auf Zeit spielt, setzt vielmehr auf eine 
biologische Lösung: Darauf, dass die 
letzten NS-Opfer sterben, bevor ihr 
Rechtsanspruch auf eine würdige Rente 
erfüllt ist. 

Ulla Jelpke, MdB; Innenpolitische Spre- 


cherin Fraktion DIE LINKE U 
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Koalition blockiert Anerken- 
nung für NS-Opfergruppe 
4000 noch lebende sowjetische Kriegs- 
gefangen warten bis heute auf ein Zei- 
chen der Anerkennung seitens der 
deutschen Bundesregierung 

Zur Überweisung des interfraktionellen 
Antrags von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zur „Anerkennung der an den 
ehemaligen sowjetischen Kriegsgefange- 


chen“, teilt Jens von der Demo-Orga mit. 
Markus Tervooren, der Berliner Ge- 
schäftsführer der Vereinigung der Ver- 
folgten des Naziregimes-Bund der Antifa- 
schistinnen und Antifaschisten erklärt 
dazu: „Antifaschismus kennt keine Sai- 
son und Jahreszeiten. Unser Engagement 
für ein sofortiges Ende der neofaschisti- 
schen NPD dauert seit deren Gründung 
1964 an. Wir kommen wieder und wer- 
den auch in den nächsten Wochen die 
„Deutsche Stimme“ nicht aus den Augen 
verlieren. Eins ist sicher- (der) Apfel fällt 
bald vom Stamm“. 
Solidarische Grüße an alle vom Was- 
ser betroffenen Projekte und 
Wagenplätze. Wir sehen uns im Spät- 
sommer in Riesa, wenn es heißt: Die 
Deutsche Stimme verstummen lassen 
- Naziläden zu Baulücken!” 
VVN-BdA, Montag, 3. Juni 2013 


von Rechts abzugrenzen und damit die 
Anmeldung von Pro Köln letzten Endes 
auch mitzuverantworten. (Die ganze Stel- 
lungnahme gibt es auf http://www.queer- 
gestellt.de/csd13_01.htm]). 

Klar sollte sein: Sich einfach umzudre- 
hen, wenn Pro Köln vorbeizieht, sollte 
wohl kaum das Mittel der Wahl sein. Am 
allerbesten wäre es, langfristige Lösun- 
gen zu finden — seien sie nun politischer 
oder juristischer Natur — um eine Teilnah- 
me von Pro Köln am CSD zu verhindern. 
Denn der CSD wird vermutlich nicht die 
letzte demokratische Veranstaltung sein, 
die Pro Köln kapern wird. Genauso wenig 
wird Pro Köln die letzte reaktionäre 
Gruppierung sein, die versuchen wird, auf 
dem CSD aufzutreten. 

Pro Köln rühmt sich damit, den CSD 
durch ihre Teilnahme zu politisieren. Das 
ist ihnen bisher gelungen. Nun geht es da- 
rum, dafür zu sorgen, dass diese Politisie- 
rung in die genau andere Richtung läuft, 
als die Rechten das gerne hätten: Nämlich 
hin zu einem fortschrittlichen CSD, auf 
dem für Rassisten und andere Ewiggestri- 
ge kein Platz ist. 

Jk 


nen begangenen Verbrechen als national- 
sozialistisches Unrecht und Gewährung 
eines symbolischen finanziellen Anerken- 
nungsbetrages für diese Opfergruppe“ in 
die Ausschüsse, erklärt Cornelia Behm, 
stellvertretendes Mitglied im Petitions- 
ausschuss für die Bundestagsfraktion von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Seit 2007 blockiert die konservative 
Mehrheit des Petitionsausschusses die 


Repression in Ostsachsen 


Rückblick 1.Mai 2012: 


Unter dem Motto „Wir arbeiten — Brüssel 
kassiert‘ hatte die sächsische NPD in 
Bautzen einen Aufmarsch geplant. Das 
Bündnis „Bautzen I(iJebt bunt“, beste- 
hend aus Gewerkschaften, Vereinen, Ini- 
tiativen und Parteien, fand sich zusam- 
men um entsprechende Gegenaktivitäten 
zu organisieren. 

Gegen 15 Uhr hat ein gegen die Nazis 
protestierender Mensch diesen am Baut- 
zener Rathenauplatz den sogenannten 
„Stinkefinger“ gezeigt. Durch diese Ges- 
te sahen sich zwei Polizisten beleidigt 
und es erfolgte ein Zugriff mit anschlie- 
Bender Personalienfeststellung. Der An- 
geklagte äußerte schon während dieser 
Prozedur, dass er nicht die Beamten son- 
dern ausschließlich den Nazis die Geste 
gezeigt habe. 

Er bekam einen Strafbefehl über 60 Ta- 
gessätze zu jeweils 10 Euro. Gegen die- 
sen wurde form- und fristgerecht Wider- 
spruch eingelegt. So kam es zur Verhand- 
lung vor dem Amtsgericht Bautzen. 


Die Verhandlung 


Am 05. Juni 2013 verhandelte Richter 
Dr. Hertle am Amtsgericht Bautzen den 
Tatvorwurf der „Beleidigung“. Richter 
Hertle machte zu Beginn der Verhandlung 
klar, dass es „‚kein politischer Prozess“ ist. 
Es gehe um den Tatvorwurf der Beleidi- 
gung. Und egal ob es sich Körperverlet- 
zung oder Beleidung handele, wenn Poli- 
zisten betroffen sind, fahre er eine „Null 
Toleranz Schiene“, so der Richter. 

Der verteidigende Rechtsanwalt warf ein, 
dass die Geste ausschließlich den Anhän- 
gern der extremen Rechten und nicht den 
Beamten galt. Auch sei dies nach seiner An- 
sicht nicht strafbar, sondern eher ein Zei- 
chen der oft eingeforderten Zivilcourage. 


Annahme der Petition „Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts“ 
des Vereins KONTAKTE-KOHTAKTbI 
e.V.. Diese Petition, für die ich die Be- 
richterstattung übernommen habe, ging 
dem Antrag voraus, der nun in die Aus- 
schüsse überwiesen wurde. 

In den sechs Jahren seit der Einbrin- 
gung der Petition in den Deutschen Bun- 
destag verstarb die Mehrheit der 20000 
Betroffenen, deren Anträge auf Zwangs- 
arbeiter-Entschädigung abgelehnt worden 
waren. Heute gibt es nur noch etwa 4000 
Überlebende, die weiter unter den ge- 
sundheitlichen, sozialen und emotionalen 
Folgen der rassistischen und ideologi- 
schen NS-Vernichtungspolitik leiden. 
Wenn es nach Union und FDP geht, wer- 
den sie wahrscheinlich nie in den Genuss 
auch nur einer symbolischen Anerken- 


Auf diese Aussage regierte Richter 
Hertle etwas später mit der Frage „Sind 
wir schon wieder soweit?“. „Sind wir 
schon wieder so weit, dass Menschen mit 
einer anderen politischen Meinung — ge- 
meint waren die Nazis — rechtlos sind?“ 
Nach seiner Ansicht darf man auch diese 
nicht mit Gesten beleidigen, sondern die 
politische Auseinandersetzung müsse mit 
demokratischen Mitteln erfolgen. Und 
weiter! 

„Die Polizei schütze ein demokrati- 
schen Recht, die Versammlungsfreiheit. 
Sie schützt den Staat, die Grundrechte, 
die Verfassung, nicht zuletzt uns, die 
Menschen.“ Daher dürfe auch sie nicht 
beleidigt werden. 

Die beiden angeblich beleidigten Be- 
amten der PD Görlitz äußerten, dass sie 
sich durch die Geste und durch die Blick- 
kontakte mit den Angeklagten über meh- 
rere Minuten als Adressaten der Geste sa- 
hen und somit als Geschädigte. Polizei- 
obermeister Geyer: „Es kann durchaus 
der sein, der den Finger den Nazis gezeigt 
hat. Er hat uns angeguckt und abwechseln 
den Finger gezeigt. Da durch Polizeiautos 
eine Sichtbarriere aufgebaut wurde, 
konnte er die Nazis gar nicht sehen.“ 

Letztendlich forderte die Staatsanwalt- 
schaft 60 Tagessätze zu jeweils 20 Euro. 
Dies hielt sie für tat- und schuldangemes- 
sen. Der Verteidiger forderte Freispruch. 
Der Angeklagte habe Zivilcourage ge- 
zeigt und es käme nicht unbedingt auf ei- 
nen Sichtkontakt mit dem politischen 
Gegner an. Die Beamte haben eine Geste 
wahrgenommen, die nicht für sie be- 
stimmt war. 

Richter Dr. Hertle verurteilte den Ange- 
klagten. Das Strafmaß: 70 Tagessätzen zu 
jeweils 25 Euro. Damit fiel das Urteil 
deutlich härter aus, als es die Staatsan- 
waltschaft forderte. 


nung für das ihnen angetane Unrecht 
durch den deutschen Staat kommen. 

Während sich die Bundestagspräsiden- 
tin a. D. Prof. Dr. Rita Süssmuth immer 
für eine faire Lösung stark gemacht hat, 
argumentiert „ihre“ Unionsfraktion, dass 
die Anerkennung der besonderen Situati- 
on der sowjetischen Kriegsgefangenen 
gegebenenfalls Forderungen weiterer NS- 
Opfergruppen nach sich ziehen könnte. 
Einer öffentlichen Debatte zum Inhalt un- 
seres Antrages im Rahmen der ersten Le- 
sung verweigerten sich die Regierungs- 
fraktionen. Die Reden gingen schriftlich 
zu Protokoll. 

Es ist eine Schande, dass Union und 
FDP dieses dunkle Kapitel der deutschen 
Geschichte auf diese Art und Weise 
schließen wollen. 


Frage: 

Wird genauso akribisch gegen Polizeibe- 
amte ermittelt, die ihre Kompetenzen 
überschreiten und gewalttätig, sogar ge- 
gen Landtagsabgeordnete vorgehen? 

Hintergrund: Ein juristisches Nachspiel 
soll das Verhalten eines Polizisten haben, 
der laut MdL Giegengack (Grüne/ Bünd- 
nis 90) gewaltsam nach einem Wortge- 
fecht zu Boden gerissen haben soll. Gie- 
gengack stellte Strafanzeige und unter- 
stützt die Forderung nach einer Kenn- 
zeichnungspflicht für Polizeibeamte. Der 
Beamte war nicht bereit „Name, Dienst- 
nummer und Einheit zu nennen.“, so 
MdL Giegengack. (1) 

Auf Nachfrage beim „Antifaschisti- 
schen Rechercheteam Ostsachsen‘“ wurde 
bis zum 05. Juni 2013 zwar ermittelt, ein 
Ergebnis gibt es jedoch nicht. Nun ja, 
scheinbar dauern manche Ermittlungen 
länger. 

Noch Fragen? Sächsische Justiz eben! 
Doch davon lassen sich die Akteur_Innen 
hoffentlich nicht einschüchtern. 

Antifaschismus bleibt Handarbeit und 
darf nicht dem Staat überlassen werden! 

(1) hitp://www.gruene-bautzen.de/ 
startseite/nachrichten- 
einzelansicht/artikel/274/gruenen-abgeord- 
nete-bei-anti-nazi-demo-von-polizist- 
angegriffen/ 

Bericht vom 1.Mai 2012 in Bautzen 


http://de.indymedia.org/2012/05/329412. 
shtml 

Andere Repressalien in Bezug auf den 1.Mai 
2012 Bautzen 
http://de.indymedia.org/2013/03/342067. 
shtml 

Jens Thöricht I 


Hintergrund 


Von 4,5 bis 6 Millionen sowjetischen 
Kriegsgefangenen starben mehr als 60 
Prozent noch während des Krieges in 
deutschem Gewahrsam an Hunger, Seu- 
chen und Erfrierungen sowie an Erschöp- 
fung in Folge der Zwangsarbeit und der 
Konzentration in sog. Russenlagern. Im 
Gegensatz zu anderen Kriegsgefangenen 
wurde auf die sowjetischen Kriegsgefan- 
genen die Haager Kriegsgefangenenkon- 
vention nicht angewendet. Neben den eu- 
ropäischen Juden sind sie die größte NS- 
Opfergruppe. Die wenigen Überlebenden 
schreiben in den von KONTAKTE-KOH- 
TAKTbI e.V. wöchentlich veröffentlichten 
Freitagsbriefen (www.freitagsbriefe.de) 
bis heute über ihr Schicksal und ihren 
Wunsch nach Anerkennung. 

Cornelia Behm MdB, 07. Juni 2013 
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Von Neonazis ermordet: 
Clement Meric, 18, linker Aktivist 
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Ein 18jähriger französischer Antifaschist 
starb vergangene Woche im Pariser 
Krankenhaus La Pitie-Salpetriere unter 
den Schlägen von Neonazis. Er war am 
Mittwoch, den 05. Juni am Spätnachmit- 
tag in der Nähe des Saint Lazare-Bahn- 
hofs von rechtsextremen Skinheads an- 
gegriffen und schwer verletzt worden. 
Am Mittwoch Abend wurde er für hirntot 
erklärt, am Donnerstag Nachmittag wur- 
den die Apparate ausgeschaltet. Am da- 
rauffolgenden Tag ergab eine Autopsie, 
dass er nicht — wie zunächst vermutet — 
an seinem Sturz mit dem Hinterkopf ge- 
gen einen Pfosten gestorben war, sondern 
direkt an den Folgen der erlittenen Schlä- 
ge. Die Schläge ins Gesicht hatten das 
Nasenbein getroffen, eine Gehirnerschüt- 
terung und Hirnbluten ausgelöst. 

Bei dem Opfer handelt es sich um den 
18jährigen Clement ME£ric, der vor kur- 
zem aus Brest in die französische Haupt- 
stadt gezogen war und an der politikwis- 
senschaftlichen Hochschule Science-Po 
studierte. Nachdem er zuvor bei der anar- 
cho-syndikalistischen Gewerkschaft CNT 
organisiert gewesen war, war er an der 
Hochschule als Mitglied der linken bis 
linksradikalen Studierendengewerkschaft 
SUD-Etudiants aktiv. Er war ferner Mit- 
glied der linksradikalen ‚Action antifas- 
ciste Paris-banlieue‘. 

Den tödlichen Schlägen voraus ging 
ein Streit in einem Klamottenladen zwi- 
schen einer Gruppe aus vier jungen Anti- 
fas und einer zahlenmäßig ebenbürtigen 
Gruppe Skinheads, bei denen die Ersteren 
die Naziskins stichelten. Es handelte sich 
um einen Sonderverkauf von englischer 
Markenkleidung, die sowohl bei Skins als 
auch bei manchen Antifas beliebt ist. Laut 
Aussagen von Verkäufern und Aufsichts- 
personal äußerten sich die jungen Antifas 
abfällig über „die Nazis, die einkaufen 
gehen“ und versprachen ihnen, „am Aus- 
gang auf sie zu warten“. Doch die Nazis- 
kins — von denen einer erwidert haben 
soll: „Er ist ein schmales Hemd, und pro- 
voziert uns!“ — riefen telefonisch Verstär- 
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kung herbei, die auch alsbald 
eintraf. Aufgrund der Über- 
zahl der Naziskins ebenso wie 
aufgrund der soeben zitierten 
7. Äußerung ist klar, dass die 
Rechtsradikalen eine überaus 
klare körperliche Überlegen- 
heit aufwiesen. Um kurz nach 
18 Uhr fielen die tödlichen 
Schläge, und wie die Sonn- 
tagszeitung JDD berichtet, zo- 
gen die Naziskins nach voll- 
brachter Tat „frohen Gesichts 
von dannen, nachdem ihnen 
klar wurde, dass ihnen niemand folgte“ 
und „klatschten sich gegenseitig in die 
Hände, ungefähr als ob sie gerade ge- 
meinsam ein Diplom erhalten hätten oder 
Ähnliches“. 

Zu den Herbeigerufenen zählte der spä- 
tere Haupttäter, der 20jährige Angestellte 
im Security-Gewerbe Esteban Morillo. Er 
wurde in Spanien geboren, wuchs in ei- 
nem Kaff in der Picardie namens Neuilly- 
Saint-Front (sic) auf und machte dort als 
Dorfnazi auf sich aufmerksam. Doch in 
den letzten zwei Jahren kam er nach Pa- 
ris, wo er vom Dunstkreis von Serge Ay- 
oub — Inhaber des rechtsextremen Veran- 
staltungsorts ‚Le Local‘ im Pariser Süden, 
ehemaliger Skin-Anführer in den 1980er 
Jahren und jetzt Kopf einer Minipartei 
unter dem Namen ‚Troisieme Voie‘ (Drit- 
ter Weg) — angezogen wurde. Serge Ay- 
oub nimmt auch des Öfteren an fraktions- 
übergreifenden rechtsextremen Mobili- 
sierungen teil: von Veranstaltungen der 
Zeitschrift Synthese Nationale (die u.a. 
mehrere Abspaltungen vom Front Natio- 
nal wie ‚Nouvelle Droite Populaire‘, ‚Par- 
ti de France‘ und MNR vereinigt) wie am 
11.11.2010 in Paris — wir berichteten live 
in AN — bis zur Jeanne d’Arc-Demons- 
tration am 12. Mai dieses Jahres in Paris. 
Bei Letzterer handelt es sich nicht um den 
jährlichen Aufmarsch des Front National 
für Jeanne d’Arc (welcher immer am 1. 
Mai stattfindet), sondern um die alternativ 
dazu stattfindende Hardliner-Demonstra- 
tion, deren Veranstaltern die Wahlpartei 
FN viel zu schlapp erscheint. 

‚Troisieme Voie‘ verfügt über einen 
schlagenden Arm von geschätzten dreißig 
Mitgliedern unter dem Namen ‚Jeunesses 
Nationalistes R&volutionnaires‘ (IJNR); es 
handelt sich um eine Truppe, die u.a. die 
Ordnerdienste für die Kleinstpartei über- 
nimmt. Der Haupttäter, ebenso wie einige 
andere Teilnehmer an der Schlägerei vom 
Spätnachmittag des 05. Juni, werden von 
Behörden und Medien als „mutmaßliche 
Sympathisanten der JNR“ dargestellt. 
Nicht unwahrscheinlich ist, dass sie auch 


Mitglieder der Schlägervereinigung wa- 
ren — nur ist dies insofern schwer nachzu- 
weisen, als die JNR über keinerlei for- 
melle Struktur verfügen, wie Serge Ayoub 
selbst schadenfroh in mehreren Zeitungen 
erklärte. Der Haupttäter tauchte bei Face- 
book als ‚Freund‘ von ‚Troisieme Voie‘ 
auf. Unterdessen hat Innenminister Ma- 
nuel Valls — ebenso wie Premierminister 
Jean-Marc Ayrault — angekündigt, die 
Einleitung eines Verbotsverfahrens gegen 
die JNR (und eventuell andere Nazigrup- 
pen) zu prüfen. 

Unklar ist zur Stunde, ob Morillo mit 
bloßen Händen zuschlug (wie er selbst 
behauptet) oder mit einem Stahlhand- 
schuh als Schlägerwerkzeug, wie Zeugen 
angegeben haben. Bei ihm zu Hause wur- 
de in jedem Falle ein Stahlhandschuh ge- 
funden — dessen Besitz ist ihm also nach- 
gewiesen, fraglich ist nur noch, ob er ihn 
am 05. Juni auch einsetzte. Bei einem an- 
deren der Beteiligten, dem 25jährigen 
„Samuel“ (bislang ist nur sein Vorname 
über die Presse bekannt geworden), wur- 
den zwei blutverschmierte Ringe gefun- 
den, mit denen er zuschlug. Er hat inzwi- 
schen eingeräumt, dem Toten selbst 
Schläge zugefügt zu haben, und wurde in 
Untersuchungshaft genommen, ebenso 
wie Esteban Morillo. Drei weitere Teil- 
nehmer, zwei männliche Naziskins und 
Morillos 32jährige Freundin „Katia“, 
wurden nach ihrer polizeilichen Verneh- 
mung auf freien Fuß gesetzt, müssen je- 
doch mit einer Anklage rechnen. Estaban 
Morillo als Verursacher der tödlichen 
Schläge sitzt seinerseits in U-Haft. Der 
zuständige Untersuchungsrichter ermittelt 
derzeit wegen „fahrlässigen Totschlags“ 
(d.h. Körperverletzung mit unbeabsich- 
tigter Todesfolge); seine Auffassung steht 
damit im Gegensatz zu jener der Staatsan- 
waltschaft, die ursprünglich erklärte, von 
„vorsätzlichem Totschlag“ auszugehen. 
Üblicherweise wird wegen des stärkeren 
infrage kommenden Delikts ermittelt, auf 
die Gefahr hin, dass die Straftat dann vor 
Gericht heruntergestuft wird. Möglicher- 
weise geht der Untersuchungsrichter von 
Beweisproblemen bezüglich des Vorsat- 
zes aus — Morillo selbst hat die Schläge 
zugegeben, aber verneint jegliche Tö- 
tungsabsicht. Allerdings dürfte die Benut- 
zung von Stahlhandschuhen, sofern sie 
nachgewiesen werden kann, zumindest 
für einen strafrechtlichen ‚dolus eventua- 
lis‘ (d.h. dafür, dass der Täter das Tö- 
tungsergebnis wissentlich in kauf nahm) 
sprechen. Ein solcher gilt im Strafrecht 
als Vorsatz. 

Infolge des Todes von Clement M£ric 
fanden in kürzester Zeit massive Protest- 


Nach der rechten Protestbewegungen gegen die Homo-Ehe: 


Putschfantasien und Nachdenken 
über Organisationsverbote 


Über wüste Fantasien rechter Zeitgenos- 
sen berichtet am 04. Juni 13 der auf Mili- 
tär- und verteidigungspolitische Themen 
spezialisierte Journalist Jean-Dominique 
Merchet in der seit Mai d.J. neu bestehen- 
den Tageszeitung L’Option. Unter dem 
Titel „Diese extreme Rechte, die sich 
Fantasmen über einen Militärputsch hin- 
gibt“ referiert Merchet, dass eine rechts- 
nationalistische Gruppe unter dem Na- 
men Lys Noir (Schwarze Lilie) in einem 
Text zu einem Staatsstreich katholischer 
und nationalgesinnter hoher Offiziere 
aufrufe. Der Text, der „im Internet weite 
Verbreitung fand“, erschien vor kurzem 
in der ersten Ausgabe ihrer Zeitschrift Ar- 
senal. Wenn die Putschgedanken auch ins 
Reich des Irrealen gehörten, so zeige man 
sich im Verteidigungsministerium doch 
besorgt und nehme die Veröffentlichung 
„sehr ernst‘, da die Verfasser sich über in- 
nere Vorgänge in der Armee sehr gut und 
ausführlich informiert zeigten. 

Der Artikel in Arsenal fantasiert von ei- 
ner „politischen Lösung“ aktueller Kon- 
flikte durch einen Staatsstreich, den die 
Autoren mit „einer französischen Ausgabe 
der Nelkenrevolution in Portugal“ verglei- 
chen. Dabei werden jedoch falsche Fähr- 
ten gelegt. Die „Nelkenrevolution“ von 
1974 war allerdings nicht autoritär oder fa- 
schistisch inspiriert, sondern setzte im Ge- 
genteil dem rechtsautoritären Regime un- 
ter Salazar bzw. seinem Nachfolger Caeta- 
no ein Ende und leitete die Demokratisie- 
rung des Landes ein. Viel näher dürften 
die Verfasser der französischen OAS (,„Or- 
ganisation geheime Armee‘‘) stehen, die 
1961/62 entstand, um sich Gewalt dem 
Entkolonisierungsprozess vor allem in Al- 
gerien zu widersetzen, und sich zum Teil 
aus der Armee heraus entwickelte. In dem 
Text beziehen die Autoren sich auch posi- 
tiv auf die OAS, „eine äußerst respektable 
Bewegung“. 

Als aktuellen Bezugspunkt wählten die 
Verfasser die lose strukturierte Bewegung 
Le Printemps frangais („Französischer 


Frühling“) unter der 52jährigen Beatrice 
Bourges, einer rechtskatholischen Unter- 
nehmerin aus dem Raum Versailles, die 
dem deutschen Unterhalter Otto Waalkes 
verblüffend ähnlich sieht. Der „Französi- 
sche Frühling“ entstand Ende März dieses 
Jahres auf dem rechten Flügel der Protest- 
bewegung gegen die Homosexuellen-Ehe, 
die am 23. April vom französischen Parla- 
ment beschlossen wurde. Das Gesetz ist 
inzwischen in Kraft, es wurde am 17. Mai 
vom Verfassungsgericht als verfassungs- 
konform bestätigt und am folgenden Tag 
von Staatspräsident Francois Hollande un- 
terzeichnet. Die erste Ehe zwischen zwei 
Homosexuellen wurde am 29. Mai im Rat- 
haus von Montpellier gefeiert, unter dem 
Schutz von 250 bis 300 Polizei- und Gen- 
darmeriebeamten. Einige Tage später er- 
hielt die Bürgermeisterin von Montpellier, 
Helene Mandroux, einen Umschlag voller 
Exkremente zugestellt. 

Doch damit ist die Bewegung dagegen 
nicht zu Ende, sondern geht in unter- 
schiedlichen Formen weiter — von Aufru- 
fen an Bürgermeister, unter dem Bruch 
geltender Gesetze den Eheschluss homo- 
sexueller Paare in ihren Rathäusern zu 
„boykottieren“ und faktisch zu verhin- 
dern, bis zu politisch-religiös geprägten 
Nachtwachten junger Leute in einigen In- 
nenstädten. Allerdings scheint die Phase 
der Massendemonstrationen zum Thema, 
die seit dem 17. November 2012 mehr- 
fach stattfanden, in der bisherigen Form 
zu Ende. Eine letzte Demonstration dazu, 
an der laut Beobachtungen des Verfassers 
dieser Zeilen rund 300 000 Menschen teil- 
nahmen (die Veranstalter sprachen von 
„über einer Million“ und das Innenminis- 
terium von 150000), spielte sich am 26. 
Mai dieses Jahres in Paris ab. In ihrem 
Anschluss kam es zu massiven Ausschrei- 
tungen von militanten rechten Gruppen. 
Am Abend wurden 36 Menschen verletzt: 
34 eingesetzte Polizisten, ein als „‚Vertre- 
ter der Systempresse“ angegriffener Foto- 
graph der Nachrichtenagentur AFP und 


ein Mann, der aus ungeklärten Gründen 
von Teilnehmern zusammengeschlagen 
wurde. 

Der „Französische Frühling“ entstand 
im Zuge der Großdemonstrationen in den 
ersten Jahresmonaten und sollte dazu die- 
nen, die Bewegung zu radikalisieren. Ihre 
Anführerin B£&atrice Bourges hat einen 
Mitgliedsausweis der stärksten Oppositi- 
onspartei, der konservativ-wirtschaftslibe- 
ralen UMP. Doch mehrere gewaltbereite 
außerparlamentarische Oppositionsgrup- 
pen aus der extremen Rechten — vom Bloc 
identitaire bis zum Renouveau frangais — 
erklärten dem „Französischen Frühling“ 
ausdrücklich ihre Unterstützung oder be- 
tätigen sich dort. 

Offiziell will der „Französische Früh- 
ling“ mit den Urhebern der Putschfant- 
asien nichts zu tun haben, und Beatrice 
Bourges erklärt, es handele sich um eine 
unerbetene Identifikation mit ihrer Bewe- 
gung. Allerdings ist so viel sicher, dass die 
Bewegung gegen die Homosexuellenehe 
— welch letztere in rechtskonservativen bis 
rechtsextremen Kreisen in oft apokalypti- 
schen Begriffen als eine „Zerstörung der 
natürlichen Ordnung“ beschrieben wurde 
— neben der Kirche gerade auch in Kreisen 
der Armee breite Kreise gezogen hat. Die 
auf Investigationsjournalismus sowie Sati- 
re spezialisierte Wochenzeitung Le Ca- 
nard enchain& berichtete am 22. Mai 
2013, aufgrund der heftigen Agitation in 
Offizierskreisen habe Innenminister Ma- 
nuel Valls eine Untersuchung über Akti- 
visten in diesem Milieu anordnen lassen. 
Drei Tage später widmete sich, am 25. 
Mai, die dem Front National verbundene 
Internetpublikation Nations Presse Info 
ihrerseits ausführlich dem Thema. Die 
Stimmung in Teilen der französischen Ar- 
mee gilt als stark angespannt, da neben 
dem aus konservativ-reaktionärer Sicht 
„widernatürlichen‘“ Gesetz auch andere 
aktuelle Themen für Konfliktstoff sorgen. 
Da sind die Sparpläne im Staatshaushalt, 
denen 24000 Mitarbeiterstellen bei der 


demonstrationen statt. Am Donnerstag 
Abend (06.06.13) fanden sich zunächst 
rund 300 engere politische Freundinnen 
und Freunde des Getöteten in der Nähe 
des Saint Lazare-Bahnhofs — und des Tat- 
orts — ein. Anderthalb Stunden später fand 
eine breitere Kundgebung mit rund 5000 
Menschen bei Saint-Michel, d.h. im Pari- 
ser Stadtzentrum, statt. Die beiden Kandi- 
datinnen der großen Parteien — sog. ‚So- 
zialistische‘ Partei und UMP - für das Pa- 
riser Rathaus, Anne Hidalgo und Nathalie 


Kosciusko-Morizet, wurden durch Links- 
radikale an einer Teilnahme gehindert 
(worüber man wahrscheinlich ernsthaft 
diskutieren muss, was die Sinnhaftigkeit 
betrifft). In ganz Frankreich fanden zur 
selben Zeit Demonstrationen in sechzig 
Städten mit, inklusive Paris, insgesamt 
circa 15000 Teilnehmer/inne/n statt. Zwei 
Tage später demonstrierten am Samstag 
Nachmittag erneut zwischen 4000 (It. Po- 
lizei) und 6000 Menschen in Paris, und 
weitere 2000 bis 3000 in Toulouse und 


Nantes. Hinzu kamen kleinere Demos 
wie in Perpignan. 

Am Abend des Montag, den 10. Juni 
findet am Sitz des Gewerkschaftsver- 
bands Union syndicale Solidaires (dem 
auch die Studierendengewerkschaft 
SUD-Etudiants angehört, deren Mitglied 
Clement M£eric war) ein Bündnistreffen 
statt, bei dem über weitere Aktionen bera- 
ten wird. 

Bernard Schmid, Paris 
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Armee zum Opfer fallen könnten, oder 
der seit längerem schwelende Streit um 
das neue Computerprogramm Louvois. 
Dessen manifeste Funktionsstörungen 
sorgen seit rund einem Jahr dafür, dass 
viele Berufssoldaten ihr Gehalt oft mit 
mehrmonatigen Verzögerungen verspätet 
erhielten. 

Am 24. Mai erwog Innenminister Ma- 
nuel Valls unterdessen aufgrund einiger 
aktueller Vorkommnisse, ein Organisati- 
onsverbot gegen Le Printemps francais zu 
verhängen. Der „Französische Frühling“ 
hatte kurz zuvor angekündigt, nunmehr 
„die Regierung und all ihre Anhängsel, die 


‚Alter summit’ in Athen: 


politischen Parteien der Kollaboration“ — 
gemeint ist: mit der angeblichen „sozialis- 
tischen Diktatur“ — „und die Lobbys, in 
denen die herrschende Ideologie ausgear- 
beitet und verbreitet wird“, ins Visier zu 
nehmen. Innenminister Valls wertete dies 
als eine Ankündigung von Einschüchte- 
rung und Gewalt. 

Unter der „herrschenden Ideologie“ ver- 
steht die Gruppierung die Abkehr von der 
vorgeblichen natürlichen Moral, und spe- 
ziell „die Genderideologie“, da derzeit 
über die Einführung der Gendertheorie in 
französische Schulbücher derzeit diskutiert 
wird. Was man unter den vermeintlich ein- 


flussreichen „Lobbys“ versteht, stellte die 
Gruppierung am Abend desselben Tages 
(24. Mai) unter Beweis, als sie vor der 
Freimaurerloge Le Grand Orient in Paris 
demonstrierte. Um den Einfluss der Frei- 
maurer, die vor 1789 eine wichtige Rolle 
als Geheimorganisation des aufgeklärten 
oder revolutionären Bürgertums spielten 
und heute zum Teil als elitäre Zirkel in ei- 
nem Teil der Bourgeoisie fortbestehen, 
ranken sich seit zweihundert Jahren wüste 
Verschwörungstheorien. Bei reaktionären 
Katholiken sind sie ebenso beliebt wie bei 
Antisemiten und Neofaschisten. 

Bernard Schmid, Paris 


Europaweite Zusammenarbeit im 
Kampf gegen die extreme Rechte 


Am Samstag und Sonntag, den 07. und 08. 
Juni 13 fand im Olympiastadion von Athen 
der europaweite ‚Alter Summit‘ statt. Diese 
Einrichtung hat die „Europäischen Sozial- 
foren“ aus dem vergangenen Jahrzehnt ab- 
gelöst, denn diese erwiesen sich als zu un- 
verbindlich. Trotz zahlreicher interessanter 
Veranstaltungen waren dort im Nachhinein 
oft wenig konkrete Ergebnisse zu verzeich- 
nen, da die einzelnen Themen und Aktionen 
nur wenig aufeinander bezogen waren und 
oft relativ zusammenhanglos nebeneinan- 
der standen. Die Ablösung der „Sozialfo- 
ren“ durch Multiplikator/inn/entreffen im 
Rahmen der „Alternativ-Gipfel“, die als Ar- 
beitstreffen nach einem Konsens zu be- 
stimmten Themen suchen sollen, soll einer 
stärkeren Ergebnisorientierung dienen. Statt 
dass — wie bei den „Sozialforen‘““ — zahlrei- 
che, autonom organisierte Veranstaltungen 
„im Rahmen des Forums“ angeboten wer- 
den, soll es nur Treffen und Workshops 
„des“ Gipfels geben. Als Bestandteil eines 
gemeinsamen, verbindlichen Rahmens. Al- 
lerdings haben die Treffen dabei zugleich 
an Offenheit und Pluralismus eingebüßt, 
und größere Organisationen (wie manche 
Gewerkschaften: französische CGT, italie- 
nische CGIL... plus Attac und die grie- 
chische Linkspartei Syriza) können durch 
ihre Präsenz bei Vor- und Nachbereitung 
die Inhalte erheblich kanalisieren. 

Mit rund 1500, zeitweilig 2000 Teilneh- 
mer/innen fiel die Bilanz des ‚Alter Sum- 
mit’ in Athen verhalten aus. Die Abschluss- 
demonstration wurde mit rund 2500 Men- 
schen etwas größer, da hier eine stärkere 
griechische Beteiligung als während der 
Veranstaltungen im Olympiastadion gege- 
ben war. Auf dem Syntagma-Platz vor dem 
griechischen Parlament mischte die De- 
monstration sich am Sonntag Abend dann 
mit der Athener Gay and Lesbian Pride- 
(oder Saint Christopher Street-)Demonstra- 
tion, und es kamen rund 10000 Menschen 
zusammen. Letztere Demonstration erhielt 
ihrerseits einen beeindruckenden Antifa- 
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Block. 

Antifaschismus war inhaltlich eine der 
wichtigen Baustellen des ‚Alter Summit‘, 
nachdem zuvor hart um seine Präsenz ge- 
rungen war. (Auf einem ersten Vorberei- 
tungstreffen in Mailand/Milano im Septem- 
ber 2012 wollten etwa manche Gewerk- 
schaftsapparate zunächst von einer spezi- 
fisch antifaschistischen Thematik nicht viel 
wissen.) 

Am Samstagvormittag fand dazu eine der 
größeren Veranstaltungen im Rahmen des 
‚Alter Summit‘ mit rund 200 bis 300 Teil- 
nehmer/inne/n statt. Parallel zu ihr dazu 
fanden weitere thematischen Sitzungen 
etwa zu Gesundheitspolitik und Schulden- 
streichung statt. Am Nachmittag folgte 
dann ein Treffen der Unterzeichner/innen 
des „Europäischen antifaschistischen Mani- 
fests“, das 2012 von Menschen in Athen 
ausgearbeitet wurde und inzwischen von 
größeren politischen Kräften in Griechen- 
land, Spanien und Slowenien (im letzteren 
Fall vom Verband der Veteranen des Wider- 
stands gegen Nazideutschland bis hin zu ei- 
ner Polizeigewerkschaft...) unterstützt 
wird. Auch in Frankreich findet es wach- 
senden Widerhall, und ein gemeinsames 
Arbeitstreffen zu dem „Europäischen anti- 
faschistischen Manifest“ soll im Herbst 
2013 möglicherweise in Paris stattfinden. 
Zudem soll eine eigene Webseite zu dem 
Manifest, und perspektivisch eine Beobach- 
tungsstelle über die extreme Rechte einge- 
richtet werden. 

Zurück zu der Vormittagsveranstaltung, 
die ihrerseits mit einigen konkreten Vor- 
schlägen änderte: So soll es einen gemein- 
samen europaweiten Aktionstag gegen die 
extreme Rechte geben, im Gespräch dafür 
ist als eventuelles Datum der 08. Mai, und 
in der zweiten Jahreshälfte 2014 eine euro- 
päische Großveranstaltung. Aufgrund der 
aktuellen politischen Dringlichkeit soll sie 
wahrscheinlich in Budapest stattfinden. 

An dem Treffen nahmen Menschen aus 
einem geographischen Bereich von Valencia 


(Spanien) über Paris und Berlin bis nach 
Weißrussland und nach Moskau teil. Eine 
Vertreterin der griechischen Linksformation 
Syriza berichtete zu Anfang von den tägli- 
chen Einschüchterungen, die von der wach- 
senden Präsenz der Neonazipartei ‚Goldene 
Morgenröte‘ ausgehen. Gefährlich erscheint 
aber auch die Komplizenschaft, die sie bei 
Teilen der griechischen Polizei antrifft, aber 
auch aus der Regierung heraus. So leitete 
das griechischen Innenministerium eine 
Großoperation gegen „illegale“ Migranten 
und Migrantinnen unter dem zynischen Titel 
„Gott der Gastfeundschaft“ ein. Als ‚Golde- 
ne Morgenröte‘ im griechischen Parlament 
nachfragte, wie es komme, dass Kinder von 
(auch „illegalen‘“) Migranten in griechische 
Kindergärten gehen können, versandte die 
Regierung kurz darauf einen Fragebogen 
über „ausländische Kinder“ an zahllose Kin- 
dergärten — von denen viele jegliche Ant- 
wort verweigerten. Und die Reaktionen des 
Regierungslagers zu einem jüngsten „Vor- 
schlag für ein Antirassismusgesetz“, der von 
‚Goldene Morgenröte‘ vorgelegt wurde und 
— dem Schutz griechischer Minderheiten in 
anderen Staaten dienen soll, waren eher zu- 
stimmend. 

Ein weiteres zentrales Thema war die Si- 
tuation in Osteuropa, insbesondere in Un- 
garn (wo die rechtsautoritäre FIDESZ-Re- 
gierung jüngst die Verfassung abänderte, 
während die neofaschistische Jobbik-Be- 
wegung wächst), aber auch in der Tsche- 
chischen Republik. Dazu arbeitet u.a. das 
auf der Tagung präsente „Prager Frühling 
II-Network“. Der Europaparlamentarier der 
deutschen Linkspartei Helmut Schultz be- 
richtete über den NSU-Prozess und die Ver- 
wicklung deutscher Verfassungsschutzäm- 
ter in die NSU-Affäre. 

Wenn die Vorschläge für gemeinsame eu- 
ropaweite Aktionen vom vergangenen 
Samstag in die Tat umgesetzt werden, dann 
verfügt die europäische antifaschistische 
Bewegung über wichtige Handlungsper- 
spektiven. B.S., Paris 


:£lucht und migration 


Anuar und Bedir Naso kom- 


men wieder nach Hause! 

Es ist soweit: Am Nachmittag des 
01.06.2013 werden Vater und Sohn end- 
lich nach Deutschland zurückkehren dür- 
fen. Somit sind Gefangenschaft und Fol- 
ter in Syrien und ein isoliertes Leben 
ohne Schule und Familie im bulgarischen 
Exil endlich Geschichte. Nach langwieri- 
gen bürokratischen Vorgängen kam es 
heute endlich zu einer Visumsausstellung 
durch die deutsche Botschaft in Bulga- 
rien. Genau 28 Monate nach der Ab- 
schiebung ist die Familie Naso wieder 
vereint. 

Eine Petition mit 18000 Unterschriften 
und der unermüdliche Einsatz der in 
Deutschland verbliebenen Familie und 
zahlreicher Unterstützer innen hatten 
dies überhaupt möglich gemacht. Die 
Landesregierung und der Landkreis Hil- 
desheim stimmten der Erteilung des Vi- 
sums zu. 

Der Fall der Familie Naso ist ein Para- 
debeispiel der unmenschlichen Abschie- 
bepolitik unter Schünemann. Rücksichts- 
los wurden Vater und Sohn am 01.Febru- 
ar 2011 abgeschoben. Die Mutter verblieb 
nur aufgrund ihrer gesundheitlich labilen 
Lage in Deutschland. Daraufhin organi- 
sierten die Unterstützer/innen gemeinsam 
mit der Familie einen beispiellosen 
Kampf für die Rückkehr der Abgeschobe- 
nen. Unter dem Motto „Nicht ohne mei- 
nen Bruder“ initiierte die Schwester und 
Tochter Schanas Naso über die Organisa- 
tion „Change.org“ eine ausdrucksstarke 
Kampagne für die Rückkehr von Anuar: 
Den Aufruf unterschrieben mehr als 
18000 Menschen. Im April konnten die 
Unterstützer innen dem neuen nieder- 
sächsischen Innenminister Boris Pistorius 
(SPD) die Petition mit den Unterschriften 
persönlich überreichen. Der neue Innen- 
minister setzte dann die Rückkehr der 
beiden durch. 

Wieder ist es ein Fall von Familientren- 
nung, der noch von der alten Landesre- 
gierung zu verantworten ist und nun ein 
glückliches Ende findet. Diesmal waren 
es einzelne Schulnoten, die den jungen 


Anuar als „nicht 
integrierbar“ klas- 
sifizieren sollten 
und den Behörden 
Anlass genug wa- 
ren, den Minder- 
jährigen und sei- 
nen Vater kurz vor 
Ausbruch des Bür- 
gerkriegs nach Sy- 
rien abzuschieben. 
Es war ein lan- 
ger Kampf, so- 
wohl vor als auch 
nach der Abschie- 
bung, der von der 
Familie und vielen 
Unterstützer innen geführt wurde. Ihrer 
Beharrlichkeit ist es zu verdanken, dass 
die Familie Naso Anuar und Bedir nun 
endlich wieder in die Arme schließen 

kann. 
Quelle: Presseinformation Flüchtlings- 
rat Niedersachsen 31.05.2013 I 


„ Nillkomme' 
willkomme! dgu Hause 


„Gamze soll in Hanstedt 
bleiben“ 


Im Landkreis Harburg kämpft eine Schu- 
le um das Aufenthaltsrecht ihrer Mitschü- 
lerin Gamze, die zusammen mit ihrer Fa- 
milie aus Mazedonien nach Deutschland 
geflohen ist. 389 Schüler_innen, Leh- 
rer_innen und Eltern haben mit einer Ein- 
gabe bei der Härtefallkommission zu- 
nächst einmal einen Aufschub erwirkt. 
Die in der Gemeinde beliebte und aner- 
kannte Familie wird auch von der Arbei- 
terwohlfahrt unterstützt. 

Weitere Informationen bei Erk Jessen, 
Integrationsberatung der AWO im LK 
Harburg 

Ouelle: Flüchtingsrat Niedersachsen 
29.05.2013 0 


Bundesrat: Weiter Arbeitsein- 
schränkung für Flüchtlinge 


Der Bundesrat zeigt hinsichtlich der ge- 
planten Zusammenlegung der Beschäfti- 
gungsverordnung BeschV und der Be- 
schäftigungsverfahrensverordnung 
BeschVerfV sowie beabsichtigter Er- 
leichterungen des Arbeitsmarktzugangs 
für Nichtdeutsche nur wenig Bereit- 
schaft, den Gesetzentwurf des Bundes- 
tags noch zu liberalisieren. 

Die Bundesregierung plant für alle 
Ausländer mit humanitärer Aufenthaltser- 
laubnis ($$ 22 bis 25 AufenthG) die 
Schaffung eines unbeschränkten Zugang 
zu Beschäftigungen jeder Art, siehe (BR 
Drs 182/13 v. 01.03.2013). Das scheint 
zwischen Bundestag und Bundesrat Kon- 
sens zu sein. 

In einer Stellungnahme vom 18.4.2013 
haben Niedersachsen und Schleswig-Hol- 
stein gefordert, das Arbeitsverbot für Ge- 


duldete ganz zu streichen. Die Stellung- 
nahme des federführenden Ausschusses 
für Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik im 
Bundesrat vom 22.4.2013 sah nur noch 
die Aufhebung des Arbeitsverbots für Ju- 
gendliche und Heranwachsende vor, darü- 
ber hinaus die Verkürzung der Wartefrist 
auf 6 Monate sowie die Gleichstellung 
von Asylbewerber innen mit Geduldeten. 
Der Stellungnahme des Bundesrats- 
Plenum v. 3.5.2013 zufolge hält nun über- 
raschend der Bundesrat am dauerhaften 
Arbeitsverbot nach $ 33 BeschV Entwurf 
(derzeit $ 11 BeschVerfV) für alle, auch 
für jugendliche Geduldete fest, die nach 
Auffassung der Behörden selbst zu ver- 
treten haben, dass sie nicht abgeschoben 
werden können. Lediglich die aufgrund 
der Asylverfahrensdauer nur wenigen 
nutzende Gleichstellung von Asylsuchen- 
den mit Geduldeten ist noch dabei (Aus- 
bildungszugang nach 12 Monaten, Ar- 

beitsmarktzugang nach 48 Monaten). 
Ouelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
30.05.2013 


Leidvolle Flüchtlings-Erfah- 
rungen im EU-Asylsystem 


JRS Bericht „Protection Interrupted“: Dublin 
II bricht das Schutzversprechen 


Berlin/ Brüssel, den 4. Juni 2013. Die 
Chancen von Asylsuchenden, in Europa 
Schutz zu finden, werden durch die euro- 
päische Zuständigkeitsregelung („Dublin 
II“) erheblich verschlechtert und verzö- 
gert. Zu diesem Schluss kommt der Je- 
suiten-Flüchtlingsdienst (JRS) in einem 
am Dienstag in Brüssel vorgestellten Be- 
richt. Dafür wurden 257 Asylsuchende, 
die von diesem Verfahren unmittelbar be- 
troffen waren, in neun EU-Staaten nach 
ihren Erfahrungen befragt. Deutschland 
wird u.a. für die häufige Inhaftierung von 
Asylsuchenden kritisiert. 

Die sog. Dublin-II-Verordnung sieht 
vor, dass derjenige EU-Staat für das Asyl- 
verfahren zuständig ist, in dem ein 
Flüchtling zuerst europäischen Boden be- 
treten hat. „Diese Regelung beruht auf 
der Annahme, dass überall in Europa ähn- 
liche Schutzstandards gelten — sowohl für 
das Asylverfahren wie auch für men- 
schenwürdige Lebensverhältnisse wäh- 
rend des Verfahrens“, so Philip Amaral, 
Advocacy Coordinator des JRS Europa. 
„Unser Bericht belegt, wie falsch diese 
Annahme ist. In Frankreich müssen Asyl- 
suchende oft in Bahnhöfen oder Parks 
übernachten, weil sie keine Unterkunft 
erhalten. In Belgien werden sie im Du- 
blin-Verfahren regelmäßig inhaftiert. In 
Italien sieht das Gesetz zwar vor, ihnen 
Unterkünfte zur Verfügung zu stellen, es 
geschieht aber nicht.“ 

In Deutschland hat der JRS mit 37 
Flüchtlingen gesprochen, viele hatten eine 
Odyssee durch drei oder vier EU-Staaten 
hinter sich. Rund die Hälfte gab an, das 
Verfahren nicht zu verstehen — ein Wert, 
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den der Bericht europaweit bestätigt. Vie- 
le hatten zuvor Monate lang in anderen 
EU-Ländern schutzlos ohne Essen und 
Geld auf der Straße leben müssen. „Für 
sie ist es eine enorme Belastung, in Län- 
der zurückgeschoben zu werden, die sie 
wegen unerträglicher Zustände verlassen 
haben“, sagt Heiko Habbe, Policy Officer 
des JRS Deutschland und Autor des 
Deutschlandkapitels. Scharf kritisiert er 
die hiesige Inhaftierungspraxis: „Inzwi- 
schen treffen wir in der Abschiebungshaft 
überwiegend Asylsuchende im Dublin- 
Verfahren, die in einen anderes EU-Land 
zurückgeschoben werden sollen. Dabei 
müssten diese Verfahren — so wie andere 
Asylverfahren auch — grundsätzlich in 
Freiheit geführt werden.“ Außerdem ha- 
ben es Betroffene besonders schwer, einen 
Rechtsbeistand zu erhalten. „Viele sind 
über ein Verfahren, das für sie lebensent- 
scheidend ist, schlecht informiert. Und da- 
durch oft nicht in der Lage, Entscheidun- 
gen zu verstehen, geschweige denn, sie 
gerichtlich anzufechten.“ Gemeinsam mit 
anderen Organisationen fordert JRS 
Deutschland deshalb, Flüchtlingen freizu- 
stellen, in welchem Land sie ihr Asylver- 
fahren führen wollen. Ein junger Afghane 
fasste den erschütternden Bericht seiner 
jahrelangen Flucht quer durch Europa am 
Ende so zusammen: „Ja, ich kenne Dublin 
II. Es ist ein Krieg gegen Flüchtlinge.“ 
Der Jesuit Refugee Service (Jesuiten- 
Flüchtlingsdienst, JRS) wurde 1980 an- 
gesichts der Not vietnamesischer Boat 
People gegründet und ist heute als inter- 
nationale Hilfsorganisation in mehr als 50 
Ländern tätig. In Deutschland setzt sich 
der Jesuiten-Flüchtlingsdienst für Ab- 
schiebungsgefangene ein, für geduldete 
Flüchtlinge und für Menschen ohne Auf- 
enthaltsstatus (,„Papierlose“). Schwer- 
punkte seiner Tätigkeit sind Seelsorge, 
Rechtshilfe und politische Fürsprache. 
Quelle: Pressemitteilung Jesuiten- 
Flüchtlingsdienst 03.05.2013 


Politikwechsel in der Ein- 
wanderungs-,Aufenthalts- 


und Flüchtlingspolitik 

„Pro Asyl, der Interkulturelle Rat in 
Deutschland und der Deutsche Gewerk- 
schaftsbund sind davon überzeugt, dass 
ein Politikwechsel in der Einwanderungs- 
, Aufenthalts- und Flüchtlingspolitik so- 
wie bei der Bekämpfung von Rassismus 
und Rechtsextremismus dringend erfor- 
derlich ist.“, heißt es in einem Positions- 
papier, das die drei Organisationen ge- 
meinsam zur Bundestagswahl 2013 ver- 
öffentlichen werden. Offiziell vorgestellt 
wird das Papier Mitte Juni. Die Forderun- 


PRO ASYL 


Förderverein PRO AS YL A 
DER EINZELFALL ZAHLT. 
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Interkultureller Rat 
in Deutschland 


gen im Positionspapier richten sich direkt 
an die neue Bundesregierung und sollen 
als Maßnahmen im Regierungsprogramm 
verankert und zügig umgesetzt werden. 

Der Diskriminierungsschutz müsse 
ausgeweitet und verstärkt werden: „Die 
Reichweite des Allgemeinen Gleichbe- 
handlungsgesetzes ist auf den Bildungs- 
bereich und andere Felder staatlichen 
Handelns auszuweiten“, so die drei Orga- 
nisationen. Daneben müsse das AGG um 
eine umfassende Möglichkeit der Ver- 
bandsklage erweitert und die Frist zur An- 
zeige auf 12 Monate verlängert werden. 
Die Beweislast vor Gericht — durch An- 
bringung von Indizien — soll dem Papier 
zufolge auf den Beklagten übergehen. 
Schließlich fordern die Organisationen 
eine bessere finanzielle Ausstattung der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
(ADS), „damit sie arbeitsfähig ist.“ 

Beim Flüchtlingsschutz steht die freie 
Einreise Schutzsuchender in die EU im 
Fordergrund. Rückführungsabkommen, 
Zurückweisung und Einreiseverweige- 
rungen müssten der Vergangenheit ange- 
hören. Auch sollte die Zahl der Kontin- 
gentflüchtlinge ausgeweitet werden. Die 
Inhaftierung von Flüchtlingen solle been- 
det und das Dublin-Verfahren grundle- 
gend reformiert werden. Das Asylverfah- 
ren müsse beschleunigt werden, wobei je- 
der das Recht auf ein Verfahren erhalten 
soll. Das Flughafenverfahren gehöre ab- 
geschafft. 

Für Geduldete fordern die Organisatio- 
nen eine dauerhafte Bleiberechtsregelung 
unabhängig vom Tag der Einreise. Das 
Asylbewerberleistungsgesetz sei abzu- 
schaffen und die sozialrechtliche Gleich- 
stellung von Asylbewerbern, Geduldeten 
und anderen subsidiär Geschützten 
schnell umzusetzen. Die Einbürgerung 
soll entsprechend dem Positionspapier er- 
leichtert, die Optionspflicht abgeschafft 
und Mehrstaatigkeit generell anerkannt 
werden. 

Ein weiterer Punkt. „Die aufenthalts- 
rechtlichen Hemmnisse zur Partizipation in 
Arbeitswelt und Gesellschaft müssen abge- 
baut werden.“ Dies kann über die Möglich- 
keit eines Daueraufenthalts für alle Migran- 
tengruppen erreicht werden. Dabei muss 
allen der Zugang zu Integrationsmaßnah- 
men ermöglicht werden. Für das geforderte 
transparentere Zuwanderungsverfahren soll 
ein System zur „menschenrechtlichen und 
kriterienbezogenen Erteilung einer Dauer- 
aufenthaltserlaubnis“ — sprich Punktesys- 
tem — geschaffen werden. 

Grenzüberschreitender Arbeitskräftee- 
insatz dürfe nicht länger zu Lohndumping 
führen. Deshalb sei ein gesetzlicher Min- 
destlohn, eine bessere Kontrolle der Un- 


ternehmen und eine verstärkte Haftung 
der Auftraggeber bei Verstößen durchzu- 
setzen. Auch grenzüberschreitend einge- 
setzte Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer benötigten Zugang zu Beratung, ei- 
nem festen Aufenthaltsstatus und den Zu- 
gang zu Integrationsmaßnahmen. 

Schließlich müssen aus Sicht der Orga- 
nisationen Hindernisse im Zusammen- 
hang mit dem Familien- und Ehegatten- 
nachzug abgebaut werden, beispielsweise 
durch die Gewährung des Nachzugs un- 
abhängig von Aufenthaltsstatus und durch 
die Abschaffung von Sprachtests für den 
nachziehenden Ehegatten. 

Das Positionspapier steht ab dem 15. 
Juni im Netz. 

Quelle: Publikation „Forum Migration 

Juni 2013“ 


EKD fordert: 
Bleiberecht für Geduldete 


und Arbeitsmarktintegration 
Integration ist eine herausragende und 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die 
dem Erhalt des inneren Friedens dient. 
Darauf hat der Vorsitzende des Rates der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
(EKD), Nikolaus Schneider, anlässlich 
des 6. Integrationsgipfels der Bundes- 
kanzlerin hingewiesen. „Eine gelingende 
Integrationspolitik muss darauf gerichtet 
sein, Menschen mit Migrationshinter- 
grund die gleichberechtigte Teilhabe an 
allen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens zu ermöglichen“, betonte Schnei- 
der, der an dem Gipfel am heutigen 
Dienstag in Berlin teilnimmt. ... 

Zu einer solchen gelingenden Integrati- 
on gehöre nicht zuletzt auch die Möglich- 
keit, in Deutschland arbeiten zu können 
und somit den eigenen Lebensunterhalt 
zu sichern, betonte Schneider. Die EKD 
begrüße die Anstrengungen, die Bundes- 
regierung und Landesregierungen für die 
Verbesserung des Arbeitsmarktzugangs 
für Menschen mit unterschiedlichen Auf- 
enthaltsrechten unternommen haben. Al- 
lerdings müssen diese Anstrengungen 
fortgesetzt werden. 

Neben weiteren rechtlichen Verbesse- 
rungen wie sie nun beispielsweise in Um- 
setzung der neuen EU Asylverfahrens- 
richtlinie mit der Verkürzung des Arbeits- 
verbots für Asylsuchende auf neun Mona- 
te vorgesehen sind, müssten auch die 
praktischen Bedingungen in den Blick 
genommen und Beratungsangebote aus- 
gebaut werden. „Dabei ist Unterstützung 
für Benachteiligte elementar“, betont der 
Ratsvorsitzende. „Ich plädiere für eine 
Fortführung des sehr erfolgreichen ESF 
Bundesprogramms für Geduldete und 
Bleibeberechtigte, die durch rechtliche 
Beratung und individuelle Angebote vie- 
len Personen den tatsächlichen Zugang 
zum Arbeitsmarkt eröffnet haben.“ Diese 
sollen aber - trotz der exzellenten Bewer- 
tung, die sie unlängst in einer Evaluation 


erhalten haben — wegen Kürzungen aus 
Brüssel eingestellt werden. Hiergegen 
hatte sich auch die Integrationsminister- 
konferenz auf ihrem letzten Treffen Ende 
März gewandt und sich für eine Fortset- 
zung des Programms ausgesprochen. 

Für viele Bleibeberechtigte hängt von 
der Möglichkeit, ihren Lebensunterhalt 
selbst zu verdienen, auch ihre Aufent- 
haltssicherheit ab. Nur wenn sie weiterhin 
genug Einkommen nachweisen können, 
bleibt ihnen und ihren Familien der siche- 
re Aufenthaltstitel erhalten. 

„Gerade durch die Beratungen im Rah- 
men des ESF Programms konnten Diako- 
nie und andere Wohlfahrtsverbände Blei- 
beberechtigte unterstützen und ihnen 
durch die Vermittlung in Arbeit genau 
diesen Nachweis ermöglichen. Das darf 
nicht gefährdet werden“, so Schneider. 

Die EKD nimmt den Integrationsgipfel 
zum Anlass, ihre Forderung nach der Ein- 
führung einer gesetzlichen stichtagsunge- 
bundenen Bleiberechtsregelung zu erneu- 
ern. Trotz der unterschiedlichen Altfall- 
und Bleiberechtsregelungen leben noch 
immer über 85 000 Geduldete in Deutsch- 
land — davon rund 36 000 seit über sechs 
Jahren. Sie konnten von den bisherigen 
Regelungen nicht profitieren, weil sie die 
Voraussetzungen des Stichtages oder die 
hohen Anforderungen nicht erfüllten oder 
aber unter die restriktiven Ausschluss- 
gründe fielen. „Wir erhoffen uns, dass die 
guten Vorschläge zur Einführung einer 
umfassenden Bleiberechtsregelung aus 
den Ländern im Bund aufgegriffen wer- 
den“, betonte Schneider, „Kettenduldun- 
gen sollen endlich der Vergangenheit an- 
gehören“. 

Quelle: Pressestelle Evangelische Kir- 

che in Deutschland (Hannover) 
28.05.2013 I 


Niedersachsen: Innenminis- 
ter besucht Flüchtlingsrat 


Boris Pistorius hat als erster niedersäch- 
sischer Innenminister den niedersächsi- 
schen Flüchtlingsrat besucht. Auf der 
Jahresversammlung des Flüchtlingsrates 
in Hannover-Linden stellte er den von 
der rot-grünen Landesregierung ange- 
strebten „Paradigmenwechsel“ in der 
Flüchtlingspolitik vor. 

Pistorius warb vor einem vollbesetzten 
Saal für eine echte „Willkommenskultur“. 
„Wenn man liest, dass Zuwanderer oft 
besser qualifiziert sind, wird man doch 
hellhörig“, so der Politiker. Angesichts 
der Tatsache, dass vor allem in Südeuropa 
viele Jugendliche ohne Perspektive da- 
stünden, könne er sich vorstellen, dass es 
„eine Wiederholung der Zuwanderung 
geben wird, wie wir sie in den 1960er 
Jahren hatten“. 

Pistorius sprach sich unter anderem er- 
neut für die Aufnahme von 5000 syri- 
schen Flüchtlingen aus. Möglicherweise 
müsse die Zahl sogar noch nach oben 


korrigiert werden. Allerdings seien be- 
züglich der aktuellen Flüchtlingsproble- 
matik in Syrien auch andere europäische 
Länder in dieser Frage gefordert. In 
Deutschland lebende Angehörige sollten 
ihre Verwandten holen dürfen, das sei na- 
heliegend und notwendig. Beim IMK-Ka- 
mingespräch in der vergangenen Woche 
habe man aber noch keine befriedigende 
Lösung dafür gefunden, das Bundesin- 
nenministerium habe diesbezüglich eige- 
ne Vorstellungen. Er erwarte eine Lösung 
der strittigen Fragen innerhalb der kom- 
menden 4-8 Wochen. Die Innenminister- 
konferenz (IMK) habe die Integrations- 
minister darüber hinaus gebeten, ein 
schlüssiges Integrationskonzept für diese 
Flüchtlinge zu entwickeln. 

Streichen solle man in der Diskussion 
um Zuwanderung den abwertenden Be- 
griff des „Wirtschaftsflüchtlings“, sagte 
der SPD-Politiker. Schließlich führe oft 
die nackte Existenzangst dazu, dass Men- 
schen ihre Heimat verließen. Für diejeni- 
gen, die schon lange in Deutschland leb- 
ten, aber nur eine Duldung hätten, müsse 
es vernünftige Bleiberechtsregelungen 
ohne Stichtag geben, sagte der Minister: 
„Das ist ein Gebot der Menschlichkeit, 
aber auch volkswirtschaftlicher Ver- 
nunft.“ Nicht ein Einreisedatum könne 
entscheidend sein, das sei unfair. Es müs- 
se um eine Anzahl von Jahren gehen 
„nehmen wir mal an, 3 bis 4 Jahre, oder 
auch 5“. Gute Schulleistungen könnten 
nicht vorausgesetzt werden, es könne nur 
um regelmäßigen Schulbesuch gehen. 

Die Zeit der Kettenduldungen müsse en- 
den, es müsse ein Umdenken geschehen. 
„Das meiste von dem, was wir heute an 
Flüchtlings- und Ausreiseproblemen ha- 
ben, ist Ergebnis der Politik der frühen 
1990er Jahre“, sagte Pistorius, der am 
liebsten auch das vom Bundesverfassungs- 
gericht bereits kritisierte Asylbewerberleis- 
tungsgesetz abschaffen möchte — „aber da- 
für brauchen Sie einen Regierungswechsel 
in Berlin“, so der Innenminister. 

In Niedersachsen habe man jedenfalls 
eine ganze Reihe von Forderungen der 
Flüchtlingsverbände aufgegriffen. So 
können jetzt die Kommunen selbst ent- 
scheiden, ob Asylsuchende Geld- oder 
Sachleistungen bekommen. Auch sei die 
Residenzpflicht für diese Menschen auf- 
gehoben worden. Zudem werde der Här- 
tefallkommission wesentlich mehr Ent- 
scheidungsspielraum eingeräumt. „Ab- 
schiebungshaft solle wann immer mög- 
lich vermieden werden“, so Pistorius. 
Ausschlusskriterien und andere Schran- 
ken für die Härtefallkommission würden 
gelockert werden. Ein Abschiebungshaft- 
erlass solle die Inhaftierung von Frauen 
und Kindern ausschließen, Abschiebun- 
gen würden beim ersten Versuch im Re- 
gelfall schriftlich angekündigt, Nachtab- 
schiebungen sollten vermieden werden. 
„Wir wollen auch Familien nicht mehr 
auseinander reißen und Abschiebungen 


möglichst ganz vermeiden — aber den- 
noch wird es auch Fälle geben, in denen 
das Recht durchgesetzt werden muss“, 
sagte Pistorius. 

Dieser Paradigmenwechsel der neuen 
Landesregierung müsse aber auch gegen- 
über den Ausländerbehörden in den Kom- 
munen vermittelt werden. Die neue Lan- 
desregierung will die Menschen dabei 
mitnehmen. Integration solle gefördert 
werden, „indem man von vornherein eine 
Perspektive eröffnet“. 

Allerdings sei die neue „Willkommens- 
kultur“ kein Blankoscheck. „Jeder, der 
kommt, soll auch etwas einbringen.“ Lei- 
der gebe es aber auch Menschen ‚im Pro- 
millebereich‘“, die damit Probleme haben 
und etwa ihre Kinder nicht zur Schule 
schickten und sich auch sonst total ver- 
weigerten und auch Arbeitsmöglichkeiten 
ausschlagen. Sie brächten mit ihrem Ver- 
halten die Akzeptanz für alle anderen Zu- 
wanderer in Gefahr. 

In dem mit knapp 100 Personen vollbe- 
setzten Versammlungsraum stieß die 
Rede des Innenministers auf viel Zustim- 
mung, teilweise auf Begeisterung. Aus 
dem Auditorium wurde aber auch darauf 
verwiesen, dass die Politik der 90er Jahre 
mit Arbeits- und Ausbildungsverboten 
und anderen Maßnahmen Ursache vieler 
Probleme sei. Der Innenminister stimmte 
dem zu. Eine Partizipations- und Teilha- 
beperspektive sei Voraussetzung für einen 
gelingenden Integrationsprozess. 

Ouelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen : 
27.05.2013 I 


Kriegsflüchtlinge werden 
ein zweites Mal Opfer der 


EU-Abschottungspolitik 
„Die Kriegsflüchtlinge aus Libyen, die 
sich nun in Hamburg und anderen deut- 
schen Städten befinden, brauchen drin- 
gend Unterstützung und eine Bleibe- 
rechtsperspektive“ so Ulla Jelpke, innen- 
politische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE im Bundestag. Jelpke weiter: 
„In den letzten Tagen mehren sich die 
Presseberichte über Kriegsflüchtlinge aus 
Libyen, die nach zwei Jahren in Italien 
nun unter anderem nach Deutschland 
weiterwandern. Sie sind 2011 vor der Ge- 
walt der Milizen und den Bomben der 
NATO nach Italien geflohen. Die Erleb- 
nisse in Libyen und auf der Flucht haben 
viele dieser Menschen traumatisiert. In 
Italien wurden sie in überfüllte Aufnah- 
melager gesperrt, hatten keinen Zugang 
zum Arbeitsmarkt, keine angemessene 
medizinische und psychologische Versor- 
gung. Doch nicht nur Italien, die gesamte 
EU hat bei der menschenwürdigen Auf- 
nahme dieser Menschen versagt. Durch 
das Dublin-System, in dem immer der Er- 
steinreisestaat für die Durchführung eines 
Asylverfahrens zuständig ist, konnten sie 
Italien nicht verlassen, um in einem ande- 
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ren EU-Land Schutz zu suchen. Auch aus 
Deutschland wurden reihenweise Asylsu- 
chende wieder nach Italien zurückgescho- 
ben, weil es formal für ihr Asylgesuchen 
zuständig war. 

Diese Menschen werden nun ein weite- 
res Mal Opfer der europäischen Politik 
der Verantwortungslosigkeit gegenüber 
Flüchtlingen. Italien hat sie mit Papieren 
ausgestattet und die Aufnahmelager ge- 
schlossen — ohne den Flüchtlingen eine 
Alternative zu bieten. Deshalb kommen 
sie unter anderem nach Deutschland. Die 
deutschen Behörden erklären sich wieder 
für nicht zuständig und verweigern den 
Flüchtlingen soziale Leistungen und me- 
dizinische Versorgung. Sie wollen sie ab- 
schieben. Mit tödlichen Konsequenzen: 
Am Dienstag hat sich ein Mann aus 
Tschad einen Tag vor seiner drohenden 
Abschiebung nach Italien erhängt. 

Diese Politik der Verantwortungslosig- 
keit im Dublin-System muss beendet 
werden. Statt Schutzsuchende hin- und 
herzuschieben, sollten die EU-Staaten an- 
dere Wege zu einer solidarischen Vertei- 
lung der Lasten aus der Aufnahme von 
Schutzsuchenden finden. Abschiebungen 
in das marode Aufnahmesystem Italiens 
müssen sofort gestoppt werden.“ 

30. Mai 2013, Ulla Jelpke I 


Niedersachsen: 43 von 48 
Landkreisen zahlen jetzt 


Bargeld an Flüchtlinge 

Der Landkreis Celle gehört (neben LK 
Harburg und LK Vechta) zu den drei letz- 
ten Landkreisen in Niedersachsen, die 
noch Gutscheine an Flüchtlinge ausge- 
ben. Daher hat die Umtauschinitiative in 
Celle aus Protest dagegen, dass der Land- 
kreis weiter an dieser diskriminierenden 
Praxis festhält, einen öffentlichen Um- 
tausch organisiert. Der Landrat schiebt 
eine zweifelhafte Rechtsauffassung vor, 
mit der er die weitere Ausgabe von Wert- 
gutscheinen rechtfertigt. Aber offensicht- 
lich ist er selber nicht mehr so überzeugt, 
dass man das Asylbewerberleistungsge- 
setz nicht auch so auslegen darf, wie es 
mittlerweile nahezu alle anderen Kommu- 
nen in Niedersachsen tun. Ein Sprecher 
der Initiative erklärte gegenüber der Celle- 
schen Zeitung zur Umtauschaktion: „Wir 
sind eine Initiative, die gegen die diskri- 
minierende Praxis der Gutscheinausgabe 
an Flüchtlinge protestiert und den Land- 
kreis dazu auffordert, von dieser Praxis 
abzuweichen, weil es mit der Menschen- 
würde nicht vereinbar ist.“ 

Und äußerten sich weiterhin gegenüber 
der Zeitung: „Die Kritik richtet sich dage- 
gen, dass es mit den Wertgutscheinen 
nicht möglich sei, z.B. Medikamente in 
Apotheken, Busfahrscheine in Bussen, 
Briefmarken oder ein Eis in der Eisdiele 
zu kaufen. Auch sei es nicht möglich, in 
„normalen“ Einzelhandelsgeschäften ein- 
zukaufen — in der Regel nehmen nur die 
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großen Discounter Gutscheine entgegen. 
Mit der Tauschaktion kommen nun die 
Asylsuchenden in den Besitz des Bargel- 
des und die Förderer der Aktion in den 
Besitz der Gutscheine, mit denen sie dann 
selbst einkaufen gehen, um das System in 
der Praxis testen zu können. Von der Gut- 
schein-Tauschinitiative wird bedauert, 
dass für die Aktion nicht alle Betroffenen 
erreicht werden konnte, da ihnen der Zu- 
gang zu den Medien in vielen Fällen nicht 
möglich sei.“ 

Ouelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 


Joachim Herrmann Abschie- 
beminister 2013 


Preisübergabe am Freitag bei der Innen- 
ministerkonferenz 

Am 23.05.2013 kürten jugendliche 
Flüchtlinge im Rahmen eines Gala- 
Abends der Jugendlichen Ohne Grenzen 
(JoG) in Hannover Joachim Herrmann 
(CSU) zum inhumansten Innenminister 
des Jahres. Den Negativpreis „Abschie- 
beminister 2013“ erhält der bayerische 
Innenminister für seine Politik der Ab- 
schiebungen nach Afghanistan und des 
Lagerzwangs für Flüchtlinge. Mit 38,0 
Prozent der Stimmen setzte sich Herr- 
mann deutlich gegen Innensenator Frank 
Henkel (CDU) aus Berlin (24,1%) und 
die Innenminister Markus Ulbig (CDU) 
aus Sachsen (19,4%) und Ralf Jäger 
(SPD) aus NRW (18,5%) durch. Der 
Preis wurde im Rahmen eines Termins 
von JoG bei der Innenministerkonferenz 
übergeben. 

Nachfolgend ein Auszug aus der Lau- 
datio der JoG-Gruppe Bayern: 

Bayerns Innenminister, der bereits Ab- 
schiebeminister 2011 wurde, forciert wei- 
terhin Abschiebungen nach Afghanistan. 
Nachdem 2013 mindestens zwei Flücht- 
linge nach Kabul abgeschoben wurden, 
droht nun Salem Begzad (21) aus Neu- 
burg an der Donau die Abschiebung. Ob- 
wohl die Lage in Afghanistan immer 
schlimmer wird und immer mehr Zivilis- 
ten sterben, findet Herrmann, dass abge- 
lehnte männliche Flüchtlinge zurückkeh- 
ren sollten. Wer nicht freiwillig geht, dem 
wird verboten zu arbeiten oder eine Aus- 
bildung zu beginnen. Für zweitausend Af- 
ghanen in Bayern bedeutet dies ein Leben 
in Angst und ohne Perspektive. Darüber 
hinaus werden Flüchtlinge in Bayern 
durch Isolation in Flüchtlingslagern und 
Mangelversorgung mit Essenspaketen zur 
„freiwilligen“ Ausreise genötigt. In ande- 
ren Bundesländern erhalten Flüchtlinge 
Bargeld und dürfen leichter in Wohnun- 
gen ziehen. 

Neben der Vergabe des Negativpreises 
wurden vorbildliche Initiativen gegen Ab- 
schiebungen ausgezeichnet: 

12. Klasse der Max-Brauer-Schule 
(Hamburg) 

Die Schulklasse kämpfte gegen die Ab- 
schiebung ihrer Mitschülerin. Demons- 


trationen und Öffentlichkeitsarbeit führ- 
ten dazu, dass die Härtefallkommission 
in Hamburg sich mittlerweile für ein 
Bleiberecht für die Familie entschieden 
hat. 
Initiative für die Rückkehr von Anuar 
Naso und seinem Vater (Hildesheim) 
Der 15-jährige Anuar Naso wurde zu- 
sammen mit seinem Vater von der restli- 
chen Familie getrennt und nach Syrien 
abgeschoben. Dort wurden beide inhaf- 
tiert und misshandelt. Seitdem kämpfen 
seine Schwester Shahnas Naso und Un- 
terstützerInnen für die Rückkehr und 
sammelten 18000 Unterschriften. Der 
Protest hat sich gelohnt: Die Rückkehr 
von Anuar und seinem Vater wurde kürz- 
lich zugesagt. 
11. Klasse der Nelson-Mandela-Ge- 
samtschule (Hamburg) 
Die Klasse wehrte sich erfolgreich gegen 
die Abschiebung eines Mitschülers. Ge- 
meinsam machten sie den Fall öffentlich, 
was letztlich dazu führte, dass ihr Mit- 
schüler nicht abgeschoben wurde. 
Interviews mit jungen Flüchtlingen so- 
wie den Initiativen vermitteln wir gerne. 
E-Mail: presse@jogspace.net 
JOG - Jugendliche Ohne Grenzen, 
PM vom 23.05.2013, gekürzt (Red. Lo- 
kalberichte Hamburg) 


Friedrich schürt Vorurteile 


„Friedrich macht wider besseres Wissen 
Stimmung gegen sogenannte Armutsmig- 
ranten“ wirft die innenpolitische Spreche- 
rin der Fraktion DIE LINKE., Ulla Jelp- 
ke, dem Bundesinnenminister vor. Dieser 
sprach heute am Rande der EU-Innenmi- 
nisterkonferenz davon, hilfesuchende 
EU-Ausländer „ohne großen Federle- 
sens“ abzuschieben. Jelpke weiter: 

„Friedrich ventiliert heiße Luft und 
schürt damit Vorurteile gegen sogenannte 
Armutsmigranten. Seit Wochen behauptet 
er, immer mehr Zuwanderer kämen ins- 
besondere aus Bulgarien und Rumänien, 
um deutsche Sozialhilfe zu kassieren. 
Aber seit Wochen bleibt er jeden Beleg 
dafür schuldig, dass es tatsächlich eine 
signifikante Zunahme gibt. Im Gegenteil: 
Auf eine Kleine Anfrage der LINKEN 
musste er zugeben, dass er über keinerlei 
Zahlen verfügt, die seine Behauptungen 
stützen. Das hat ihm auch die EU-Kom- 
mission unter die Nase gerieben. 

Aber Friedrich spielt unverdrossen ewig 
die gleiche Schallplatte, weil es ihm nur auf 
eines ankommt: In populistischer Manier 
Punkte an den Stammtischen zu sammeln. 
Er will offenbar am rechten Rand Stimmen 
fischen. Dafür schürt er dabei fremden- 
feindliche Ressentiments. Das macht die 
Politik des Ministers nicht nur EU-feind- 
lich, sondern gefährlich und verantwor- 
tungslos. Wenn das der Unions-Wahlkampf 
werden soll, dann werden wir eine Zunah- 
me rassistischer Straftaten erleben.“ 

Ulla Jelpke, 01.06.2013 I 


sank ndigungen 


Für Widerstand und Freiheit 


Bejarano & Microphone Mafia mit neuem Album: „la vita continua” 


Es begann alles mit frohen 
Neujahrswünschen für 2008. 
In dem liebevoll gestalteten 
Booklet des neuen Albums 
„ja vita continua“ ist der erste 
Brief von Kutlu Yurtseven 
und Rossi Pennino an Esther 
Bejarano und ihre Kinder 
Edna und Joram abgedruckt. 
Er zeigt, wie einfach es sein 
kann, kultur-, generationen- 
und genreübergreifend 
zusammenzufinden, um 
ebenso gute wie wichtige 
Musik zu machen. 

Esther Bejarano, Ehrenvor- 
sitzende der VVN-BdA, wur- 
de als Jüdin 1943 von den Na- 
zis nach Auschwitz deportiert. 
Dort musste sie im „Mädchen- 
orchester“‘ Akkordeon spielen 
— was ihr das Leben rettete. 
Sie wurde in das KZ Ravens- 
brück verlegt, doch gelang ihr 
1945 auf einem Todesmarsch 
die Flucht. „Es steht mir zu, zu 
leben“ kommentierte Esther 
1993 in einem gleichnamigen 
Videoportrait ihr Überleben. 
Bis heute kämpft sie gegen 
Neonazismus und 
Ausgrenzung und spricht mit 
Jugendlichen über ihre 
Geschichte. Anfang der 
1980er gründeten Edna, Joram 
und Esther die Gruppe Coinci- 
dence, die bei ihren Auftritten 
vor allem jüdische und antifa- 
schistische Lieder spielt. 

Die Rap-Band Microphone 
Mafia wurde 1989 in Flittart, 
einem Kölner Arbeiterviertel, 
unter anderem von Rossi und 
Kutlu gegründet. Als Kinder 
sogenannter Gastarbeiter re- 
flektieren sie in ihrer Musik 
immer wieder mit viel 
Menschlichkeit ihre eigenen 
gesellschaftlichen Positionen 
und setzen sich gegen Rassis- 
mus ein. Auf persönliche Art 
und Weise geben sie vielen, 
die in ähnlichen Verhältnissen 
aufgewachsen sind, Kraft und 
bringen jenen, die aus privile- 
gierteren Verhältnissen kom- 
men, ihre Realität nahe. 

Auf den ersten Blick schei- 
nen Coincidence und 
Microphone Mafıa sehr 
verschieden, aber genau diese 
Vielfältigkeit ist die Stärke des 
gemeinsamen Projekts. „La 
vita continua“ ist inhaltlich und 


stilistisch eine Fortführung des 
2009 veröffentlichten Albums 
„per la vita“. Musikalisch stellt 
es eine Synthese von ruhigen 
Rap-Instrumentalen und Akus- 
tikinstrumenten dar, von aus- 
drucksstarkem Gesang und ein- 
dringlichen Raps auf türkisch, 
deutsch, kölsch, italienisch und 
jiddisch. Textlich lassen sich 
Bezüge zu Bertolt Brecht ge- 
nauso finden wie zu traditionel- 
len jiddischen Liedern. 

„In Flittard“, so die Micro- 
phone Mafia auf ihrer Home- 
page, „spricht man deutsch, 
türkisch, italienisch, jede 
Menge andere Sprachen — und 
natürlich Kölsch.“ Dass sie 
kölsche Jungs sind, stellen sie 
in „Wann jeiht d’r Himmel 
widder op“ eindrucksvoll un- 
ter Beweis. Das Lied basiert 
auf einem Song der Band 
„Die Höhner“, die vor allem 
durch Karnevalsschlager be- 
kannt wurde. Die Interpretati- 
on von Bejarano & Micropho- 
ne Mafıa ist allerdings alles 
andere als ein Karnevalsschla- 
ger. Das Lied zeigt mit dem 
Leben von „Gastarbeiterkin- 
dern“ eine weitere Kölsche 
Realität: „Zwei Fragen mich 
stets prägten: seit wann ich 
hier lebe — Was dann folgte 
war sofort: wann ich denn 
wieder gehe“ sind Fragen, die 
nicht nur Kutlu und Rossi, 
sondern ganze Generationen 
bis heute prägen. 

Das Lied „Yorgun“ (Müde) 
stammt eigentlich vom Rock- 
musiker Cem Karaca, der als 
Dissident in der Türkei ver- 


folgt wurde und 1979 ins Exil 
in die BRD ging. Den Text 
hatte Karaca von dem kom- 
munistischen Dichter Nazım 
Hikmet übernommen, der 
ebenfalls in der Türkei 
verfolgt wurde und in den 
1920ern in die Sowjetunion 
floh. „Mein Leben ein Leben 
voller Revolutionen“ rappt 
die Microphone Mafia, wäh- 
rend Coincidence im Refrain 
„Cok Yorgunum“ (Ich bin zu 
erschöpft) singen. Das Lied 
lebt von den verschiedenen 
Biografien und ist ein bewe- 
gendes Plädoyer für das Be- 
wahren linker Geschichte — 
oder besser gesagt: vieler lin- 
ken Geschichten. 

Ob in „Tränen rot wie Blut“ 
der Resistance gedacht wird 
oder in „Margaritkele‘“ Liebe 
und Zuneigung zur Sprache 
kommen: durch eine persönli- 
che und ehrliche Herangehens- 
weise erklärt sich der Zugang 
von Bejarano & Microphone 
Mafia zur Thematik stets von 
selbst. Dass es manchmal mu- 
sikalisch etwas knirscht, wenn 
solch unterschiedliche künstle- 
rische Einflüsse zusam- 
menkommen, erscheint nicht 
nur nebensächlich, sondern 
sogar willkommen. Denn die 
(vermeintlichen) Wider- 
sprüche sind es, die das Al- 
bum so spannend machen. 


„La vita continua“ schafft, & 


was einer linken Bewegung 
bisher noch zu selten 
gelingt: aus der Perspektive 
der Betroffenen die 
Geschichte faschistischer 


Verfolgung zu verbinden mit 
einem Blick auf 
Unterdrückung und Ausgren- 
zung nach 1945. Wenn sich 
auf dem Album Bertolt 
Brecht und Cem Karaca im 
Exil treffen, dann werden, 
ohne jegliche Gleichsetzung, 
letztendlich Kontinuitäten 
von Unterdrückung und Aus- 
grenzung deutlich. Doch nicht 
nur das: „la vita continua“ 
heißt auch, dass der 
Widerstand fortbesteht und 
die Idee einer besseren Welt 
lebendig bleibt. Bejarano & 
Microphone Mafia machen 
Musik, die inspiriert und Mut 
gibt. Musik, die uns wissen 
lässt: „Wir sind die, die Ge- 
schichte neu schreiben (...) 
man wollte uns vernichten, 
wir waren verloren / sind für 
Widerstand und Freiheit neu 
geboren“ (Wir leben 
trotzdem). 
Sabina Bilalovic und 
Malte Gossmann 
Bejarano & Microphone 
Mafia 
„la vita continua“ Label: 
AlDente, März 2013, 14,99 € 


Ja vita conlınua 
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Bentin, Edith Bergmann, Hannes Nuijen (Mitglieder des Vorstandes der Arbeitsgemeinschaft gegen Reaktion, Faschismus 
und Krieg - Förderverein Antifaschistische Nachrichten); Kreisvereinigung Aachen VVN-BdA; Angelo Lucifero; Kai Metz- 
ner (minuskel screen partner]; Bernhard Strasdeit; Volkmar Wölk. 
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:aus der rechten presse 


Schauprozess? 
Junge Freiheit Nr. 22/13 vom 24. Mai 2013 


Das Blatt behält im Fall des NSU-Pro- 
zesses seine Linie bei — es zweifelt an der 
Existenz des NSU und bezeichnet die 
Opfer als „mutmaßliche Opfer“. Zweck 
des Prozesses sei nicht, über die Täter 
und ihre Helfershelfer zu richten: „In 
Nürnberg zielten die Ankläger erklärter- 
maßen darauf ab, am Beispiel der Ange- 
klagten mit dem NS-System abzurech- 
nen, es zu ächten und einen politischen, 
moralischen und geistig-kulturellen Pa- 
radigmenwechsel in Deutschland zu er- 
zwingen. Der soll, so das implizite Vor- 
haben heute, mit dem NSU-Prozess in 
eine neue Phase treten und zu einer offi- 
ziell ‚bunten Republik‘ führen. Aus die- 
ser Perspektive ist der Begriff ‚Schaupro- 
zess‘ eine polemische Überspitzung, 
doch als solche nicht gänzlich abwegig.“ 
Zweck des Verfahrens ist also nicht die 
Verurteilung oder der Freispruch mut- 
maßlicher Unterstützer, sondern der Pro- 
zess wurde von der Justiz aus ganz ande- 
ren Gründen angestrebt. Warum Gerichte 
so handeln sollten, verschweigt das Blatt. 


Zweierlei Maß 
Junge Freiheit Nr. 23/13 vom 31. Mai 2013 


Das Blatt feiert die Demonstrationen in 
Frankreich als „Pariser Frühling“ und 
verurteilt die Demonstrationen und Aus- 
einandersetzungen in Stockholm und an- 
deren schwedischen Städten als „Ein- 
wanderergewalt“. Anlass für die Ausei- 
nandersetzungen in Schweden war der 
von der schwedischen Polizei verursach- 
te Tod eines Einwanderers. Die „falsche 
Toleranz, die nur in eine Richtung gilt, 
nämlich zu Lasten der autochthonen Be- 
völkerung, provoziert nicht nur Bürger- 
kriegsszenarien, sondern gebiert auch 
Mörder und Terroristen. Die nigeriani- 
schen Moslems, die in London für die 
Niedermetzelung eines britischen Solda- 
ten auf offener Straße verhaftet wurden, 


gehören nicht 
zum Vorstadt- 
Prekariat, son- 


dern zur Mittel- 
schicht. Sie sind 
... wie all die in 
Europa aufge- 
wachsenen isla- 


ZINE GEMEZNSAVE VERANSTALTUNS DER IM NETZWERK GEGEN 
RES-HTSEXTREMISMUS SÜDHEIDE ORGANISIERTEN GRUFPEN 


IHNEN 


GEGEN DIE 
NAZITREFFEN 


IN ESCHEDE 


Per 


mistischen 
Bombenleger 
das Produkt ei- 
ner zynischen 
Politik, die sich 
von der Förde- 
rung massenhaf- 
ter Einwande- 
rung aus außer- 
europäischen 
Kulturräumen 
kurzfristige Vor- 
teile verspricht. 
Der schwedi- 
sche Minister- 
präsident Fre- 
drik Reinfeldt, 
der Rechtswäh- 
ler in seinem 
Land mit for- 
cierter Massen- 
einwanderung 
bestrafen wollte, 
die britischen 
Sozialisten, die 
durch Öffnung der Einwanderungs- 
schleusen die Konservativen auf Dauer 
von der Macht fernhalten wollten — auch 
sie tragen Verantwortung für die Krawal- 
le von Stockholm und den islamistischen 
Soldatenmord in London.“ Wer Toleranz 
gegenüber Menschen anderer Religion 
oder aus anderen Kulturkreisen verlangt, 
ist also verantwortlich für die Aufstände? 
Das ist die Methode „Haltet den Dieb“. 
Die wendet das Blatt natürlich nicht an, 
wenn es um die Demonstrationen gegen 
die Homo-Ehe, gegen den Feminismus 
und regionale Autonomie in Frankreich 
geht. Da hofft es auf einen rechtsgerich- 
teten neuen „Mai 1968“ und die gewalt- 
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SCHLISS MIT 
LUSTIG! 


PARAT E) 
15 UHR BIS 19 UHR 


15: 00 UHR TREFFEN AM BAHNHOF IN ESCHEDE 
N DEMONSTRATION ZUR KREJZLNG AM FINKENBERS / ZUM DORNBUSCH 


£ GE3UNG AND £ r 2 
115 20 UHR dB N slejEie Neztei 20710748 N 
SCH_AND: BAD NENNDORF, GLINDE, JAMEL, EIO. 


18:00 UHR STAFFELSOTTESDIENST 


ACHSEN, FEIEIGENGEISTSTR 28, 


IGB-NORD-GST-NEEDERE 


GRLSSWORTE VON AKTIVEN GEGEN NEONAZIS 


V.LSD.P-: MATTHIAS RICH TER-STEINZE, 


tätigen Auseinandersetzungen bei den 
letzten Demonstrationen sind das Werk 
von „radikalen Randgruppen“. 


Ohne Militär keine echten 


Kerls? 
Junge Freiheit Nr. 24/13 vom 7. Juni 2013 


Das Blatt sorgt sich um die Männer. „Seit 
etwa einem Jahrzehnt wird thematisiert, 
dass Jungen in allen Leistungsindikato- 
ren abfallen — absolut, in Relation zu 
Mädchen sowieso ... War früher die 
Mehrheit der Abiturienten männlich, so 
ist sie längst weiblich ... zwei Drittel der 
Sonderschüler und Schulabbrecher sind 
männlich.“ Das liege daran, dass auch 
die Jungen zu Hause, im Kindergarten 
und in der Schule vorwiegend von Frau- 
en erzogen würden. Heute fehle der 
Kampfgeist: „Immerhin hat der Bolz- 
platz ganze Generationen verlässlich er- 
zogen ... Jungen suchen Erlebnis und 
Bewährung. Die Abschaffung der Wehr- 
pflicht beendet auch eine traditionelle 
Form männlicher Erziehung.“ Die ja 
doch im Schnitt immer nach der Schul- 
laufbahn begann und gegen die sich viele 
Junge Männer durch die Kriegsdienstver- 
weigerung wandten, weil sie wussten, 
dass diese „männliche Erziehung“ auch 
dazu führen kann, Verbrechen ungeahn- 
ten Ausmaßes zu begehen. 

uld 


